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            ∎ Die Nato ist mehrfach gefordert: von außen durch die externen Sicherheitsbedrohungen
               im Osten und Süden; von innen durch Spannungen unter den Alliierten (vor allem transatlantisch)
               sowie durch die unzureichende Ausstattung der meisten europäischen Streitkräfte.
            

            ∎ 2014 hat die Nato einen umfassenden Anpassungsprozess eingeleitet, um ihre Aufgaben
               als Verteidigungsbündnis unter veränderten Rahmen­bedingungen wahrnehmen zu können.
               Trotz Fortschritten besteht Nachholbedarf (z.B. bei Readiness) und existiert Konfliktpotential (z.B. Russland).
            

            ∎ Die USA spielen eine Schlüsselrolle für die Handlungsfähigkeit der Nato: Ohne ihre
               politischen, konventionellen und nuklearen Beiträge sind bis auf Weiteres weder eine
               glaubwürdige Abschreckung noch die militä­rische Verteidigung Europas möglich.
            

            ∎ Eine eigenständige Handlungsfähigkeit der Europäer im Verteidigungssektor, ob bewusst
               angestrebt oder aufgrund transatlantischer Veränderungen erzwungenermaßen akzeptiert,
               ist kurzfristig ohne die USA nicht zu erreichen.
            

            ∎ Es liegt im Interesse Deutschlands, die politischen und militärischen Funktionen
               der Allianz langfristig zu sichern und eine Schwächung oder gar Auflösung zu verhindern.
               Angesichts der Veränderungen in der US-Politik müssen die europäischen Alliierten
               aber über eine künftige Form der Nato und der europäischen Verteidigung nachdenken,
               an der die USA in geringerem Maße beteiligt sind.
            

            ∎ Zu empfehlen ist ein Doppelansatz: eine Stärkung des europäischen Pfei­lers in der
               Allianz bei gleichzeitigem Bemühen, die transatlantischen Be­ziehungen zu stabilisieren
               und die US-Zusagen für Europas Verteidigung langfristig zu sichern.
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            Problemstellung und Empfehlungen

            Die Bundesregierung betont regelmäßig die Bedeutung der Nato. Laut Weißbuch 2016 zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr ist deutscher Sicherheit am besten in einem starken Bündnis gedient. Doch die Nato
               steht vor externen und internen Heraus­forderungen. Die Sicherheitslage in Europa
               hat sich seit 2014 verschlechtert. Auch die Allianz-internen Verhältnisse sind schwieriger
               geworden, insbesondere seit der Amtsübernahme von US-Präsident Donald Trump 2017.
               Die transatlantischen Spannungen um Deutschlands Nato-Beitrag nehmen zu. Folglich
               ist es notwendig, den Zustand des Bündnisses zu analysieren, Treiber für Entwicklungen
               zu identifizieren, Zu­kunftsszenarien zu entwerfen und Folgerungen für die deutsche
               Politik abzuleiten.
            

            Die Nato hat politische und militärische Funktionen. Politisch bietet sie ein Forum,
               in dem die Alliier­ten Sicherheitsfragen besprechen können. Mit dem gemeinsamen Ziel
               euroatlantischer Sicherheit bindet sie neben einer Vielzahl europäischer Staaten auch
               die nordamerikanischen Partner Kanada und USA ein. Sie integriert die Türkei, was angesichts der Entfremdung zwischen Türkei und Europäischer Union (EU) an Bedeutung gewinnt, ebenso Norwegen und Groß­britannien, die keine EU-Mitglieder sind bzw.
               dies perspektivisch nicht mehr sein werden, aber sub­stantiell zur Sicherheit Europas
               beitragen.
            

            Militärisch bietet die Allianz den Rahmen für Schutz und kollektive Verteidigung der
               Bündnispartner. Sie organisiert die militärische Kooperation, die Koordination der
               nationalen Streitkräfteentwicklungen, die Planung und Durchführung militärischer Einsätze
               und die Teilhabe an der nuklearen Abschre­ckung. Es liegt im Interesse Deutschlands,
               diese poli­tischen und militärischen Funktionen langfristig zu sichern. Kurz- und
               mittelfristig gibt es dafür keine Alternativen zur Nato. Aus deutscher Sicht ist es
               daher dringend geboten, eine Schwächung oder gar Auflösung der Allianz zu verhindern.
            

            Eingedenk dieses Ziels ist ein Doppelansatz zu emp­fehlen: eine Stärkung des europäischen
               Beitrags bzw. Pfeilers in der Allianz (wobei die langfristige Organisationsform europäischer
               Verteidigung offen­gehalten werden sollte) bei gleichzeitigem Bemühen, die transatlantischen
               Beziehungen zu stabilisieren und die US-Zusagen für Europas Verteidigung lang­fristig
               zu sichern.
            

            Die Stärkung des europäischen Pfeilers in der Nato wird hier verstanden als Ausbau
               der militärischen Beiträge der europäischen Alliierten, auch in Koope­ration mit der
               EU, und als Stärkung des politischen Gestaltungswillens – aber zunächst nicht als
               insti­tutionelle Ausgliederung. Verbesserte europäische militärische Fähigkeiten steigern
               die Handlungs­fähigkeit der europäischen Nato-Mitglieder. Letztere werden damit als
               Partner für die USA attraktiver, steuern mehr zur Lastenteilung bei und können so
               die USA motivieren, sich weiterhin für Europas Sicherheit zu engagieren. Denn die
               US-Beiträge blei­ben entscheidend für die Handlungsfähigkeit der Nato: Ohne die konventionellen
               und nuklearen Bei­träge der USA lassen sich eine glaubwürdige Abschre­ckung und die
               militärische Verteidigung Europas bis auf Weiteres nicht sicherstellen. Politisch
               spielen die USA ebenfalls eine zentrale Rolle, wenn es gilt, die Geschlossenheit im
               Bündnis zu wahren – Geschlossenheit ist eine notwendige Voraussetzung für Ent­scheidungen
               und die Glaubwürdigkeit der Nato.
            

            Seit der Krise um die Ukraine 2014 gewinnt die Nato an Bedeutung und damit wachsen
               die Erwartungen, die die Nato-Mitglieder an ihr Bündnis rich­ten: Die Alliierten konstatieren
               eine verschärfte Bedrohungslage und wollen die Nato als Schlüssel­instrument ihrer
               Verteidigung stärken. Zunächst konzentrierten sich ihre Anstrengungen auf eine Wiederbelebung
               der Rolle von Abschreckung und kollektiver Verteidigung gegen Russland. In erster
               Linie die mittel- und osteuropäischen Alliierten forderten diese Refokussierung angesichts
               der Anne­xion der Krim, der Destabilisierung des Donbas durch Russland und der zunehmend
               revisionistischen und aggressiven Außenpolitik Russlands.
            

            Die Krise um die Ukraine erlaubte der Allianz so­mit, kurzfristig die Frage nach ihrer
               Daseinsberechtigung zu beantworten, die sich vor 2014 und mit dem sich abzeichnenden
               Ende der Afghanistan-Mission gestellt hatte: Die Bündnisverteidigung wurde wieder
               zur prioritären Aufgabe im Rahmen der drei Nato-Kernaufgaben (Abschreckung/Bündnisverteidigung,
               Krisenmanagement, Kooperative Sicherheit). Die ge­meinsame Reaktion auf die Krise
               2014 ermöglichte zudem, zumindest für kurze Zeit jene transatlantische Einigkeit zu
               demonstrieren, die zuvor oft schwer zu bewahren war, etwa beim Einsatz in Libyen 2011.
            

            Diese Einmütigkeit war jedoch nicht von Dauer. Bald forderten andere Alliierte, insbesondere
               an der Südflanke, wie die Türkei, eine stärkere Rolle der Nato bei der Terrorbekämpfung
               und der Stabilisierung von Europas südlicher Nachbarschaft. Aus ihrer Perspektive
               sind dies ebenso große Bedrohungen für die Sicherheit Europas wie Russland im Osten,
               zumal Russland auch im Süden aktiv geworden ist, indem es Assad in Syrien militärisch
               unterstützt und im Mittel­meer militärisch präsent ist. Im Ergebnis sind sowohl im
               Osten als auch im Süden die Erwartungen an das Bündnis größer geworden.
            

            Dieses »Revival« seit 2014 hat nicht bewirkt, dass sich die Interessen der Alliierten
               annähern. Stattdessen hat es lediglich Unterschiede zeitweilig in den Hintergrund
               gedrängt, vor allem zwischen den Sicher­heitsinteressen der östlichen und jenen der
               süd­lichen Verbündeten. Seit der Amtsübernahme US-Präsident Trumps 2017 kommen vermehrt
               Konflikte zwischen den USA und einigen europäischen Verbündeten hin­zu. Und trotz
               zahlreicher Reformen gibt es weiterhin finanzielle und militärische Lücken (bei Personal
               und Ausrüstung), die die Allianz darin beeinträchtigen, alle ihre Aufgaben wahrzunehmen.
            

            Die Nato ist also mehrfach gefordert: von außen durch das externe Sicherheitsumfeld; von innen durch Spannungen unter den Alliierten sowie durch eine unzureichende Ausstattung der Streitkräfte
               der meis­ten europäischen Staaten und Kanadas. Daher stellt sich die Frage, wie die
               Nato unter diesen internen und externen Rahmenbedingungen ihre Aufgaben als Ver­teidigungsbündnis erfüllen kann. Unter welchen Vor­aussetzungen ist sie in
               der Lage, auch in Zukunft zen­trale Funktionen wahrzunehmen? Wie kann Deutsch­land
               zur Handlungsfähigkeit der Allianz beitragen? Bleibt die Nato langfristig das Forum,
               in dem die Euro­päer ihre Verteidigung organisieren werden.
            

            Für Deutschland sind dies Schlüsselfragen, da es die Nato als wichtigste Organisation
               für seine Sicher­heit und die europäische Verteidigung sowie als Pfeiler in den transatlantischen
               Ordnungsstrukturen ansieht. Das erklärt, warum sich die Bundesrepublik seit 2014 zum
               einen verstärkt politisch und mili­tärisch in der Nato engagiert und zum anderen die
               strategische Anpassung des Bündnisses konzeptionell und materiell mitgeprägt hat,
               die infolge der Krise um die Ukraine eingeleitet wurde. Umso wichtiger ist nun, die
               langfristige Ausrichtung der Allianz mit­zugestalten und ihre materielle Handlungsfähigkeit
               zu sichern.
            

         

      

   
      
         
            Die Nato in der europäischen Verteidigungspolitik: Veränderungen seit 2014

            Die externen sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen, unter denen die Allianz handelt,
               haben sich seit 2014 verändert. Die sicherheitspolitische Lage in und um Europa hat
               sich verschärft. Die EU will eine eigenständige sicherheitspolitische und militärische
               Handlungsfähigkeit aufbauen. Zudem verändern tech­nische Neuerungen den Charakter von Konflikten.
            

         

      

   
      
         
            
               Gestiegene Bedrohungsperzeption

               Zwei Ereignisse haben bewirkt, dass die Allianz aus Sicht ihrer Mitglieder wieder
                  zu einem Schlüssel­akteur für ihre Verteidigung geworden ist: die Anne­xion der Krim
                  und die russische Intervention in Tei­len der Ostukraine, außerdem die Bedrohung durch
                  terroristische Organisationen, wie den »Islamischen Staat« (IS), die seit 2014 zugenommen
                  hat.
               

               
                  Die Rückkehr der Bündnisverteidigung als prioritäre Kernaufgabe

                  Die Annexion der Krim durch Russland 2014 hat dazu geführt, dass vor allem in Mittel-
                     und Osteuropa die Sorge über Moskaus Ambitionen und die Angst vor russischen Militäraktivitäten
                     größer geworden sind. Verstärkt wird dieses Bedrohungsgefühl durch Russ­lands Militärdoktrin,
                     durch das erweiterte Fähigkeitsspektrum der russischen Streitkräfte (initiiert durch
                     die Militärreform von 2008), durch groß an­gelegte militärische Übungen an der Grenze
                     zur Nato (z.B. Zapad 2017) sowie durch Cyber- und Desinfor­mationsaktivitäten.1

                  Infolgedessen steckt das Verhältnis zwischen Russ­land und der Nato seit 2014 in der
                     tiefsten Krise seit dem Ende des Kalten Krieges. Die selbstgesetzte Ziel­vorgabe von
                     2010, eine »strategische Partnerschaft« aufzubauen, ist bis auf Weiteres gescheitert.2 Der ord­nungspolitische Konflikt scheint zurzeit unüberbrück­bar. Daher ist von einer längeren Phase relativer In­stabilität und anhaltenden Spannungen
                     auszugehen.
                  

                  Die Nato reagierte auf die Krise um die Ukraine auf zweifache Weise: Erstens hat sie
                     die zivile und mili­tärische Kooperation mit Russland beendet, hält aber am politischen
                     Dialog fest. So tritt der Nato-Russland-Rat weiterhin zusammen, alle anderen Arbeitsformate
                     haben ihre Tätigkeit eingestellt.3 Zweitens haben die Staaten ab Frühjahr 2014 eine tiefgreifende und weitreichende Anpassung der Nato gestartet, die sie auf den Gipfeln in Wales 2014, Warschau 2016
                     und Brüssel 2018 kon­kretisierten und die noch nicht abgeschlossen ist.4 Ziel ist eine umfassende Stärkung und Anpassung der Verteidigungsfähigkeiten.
                  

                  Zwar hatte sich das Bündnis im Strategischen Kon­zept von 2010 drei gleichwertige
                     Kernaufgaben ver­ordnet: Abschreckung und kollektive Verteidigung, Krisenmanagement
                     und Kooperative Sicherheit. Doch vor 2014 dominierte in der Realität das Krisen­management.
                     Insbesondere der Einsatz in Afghanistan seit 2001 hat das strategische Denken und
                     die Entscheidungen der meisten Nato-Staaten darüber geprägt, wie sie ihre Streitkräfte
                     strukturieren, aus­rüsten und ausbilden.
                  

                  Seit 2014 bestimmt die Bündnis­verteidigung wieder Strukturen, Ausrüstung, Ausbildung,
                     Übungen und Planungen.
                  

                  Seit 2014 ist die Bündnisverteidigung wieder zum Primus inter Pares der Nato-Aufgaben
                     geworden und bestimmt maßgeblich Strukturen, Ausrüstung, Aus­bildung, Übungen und
                     Planungen. Das bringt Schwie­rigkeiten mit sich, weil das Bündnis zuvor jahrelang
                     auf Krisenmanagement ausgerichtet war und weil fast alle europäischen Alliierten langjährige
                     Sparmaßnahmen im Verteidigungssektor beschlossen hatten, im Rahmen der Friedensdividende
                     nach 1990 und der Wirtschafts- und Finanzkrise ab 2008. Dem­zufolge bedeutet diese
                     Rückbesinnung noch immer eine große finanzielle, militärische und personelle Herausforderung
                     für die Mehrheit der europäischen Streitkräfte.
                  

               

               
                  Projektion von Stabilität: Stabilisierung von Partnern und Terrorbekämpfung

                  Parallel dazu hat sich die Bedrohungssituation an der Südgrenze der Nato verschärft,
                     vornehmlich im Mittel­meerraum, in Nordafrika, in der Sahelzone und im Nahen Osten,
                     der sogenannten MENA-Region (Middle East and North Africa).
                  

                  Unter dem Motto »Projecting Stability« fordern Alliierte, zum Beispiel Italien, Spanien
                     und die Tür­kei, ein stärkeres Engagement der Nato in jenen Berei­chen, die für sie
                     vorrangige Sicherheitsprobleme dar­stellen, etwa den Kampf gegen Terrorismus. Zugleich
                     wollen sie eine einseitige Ausrichtung auf Bündnisverteidigung im Osten vermeiden.
                  

                  Allerdings verfügt die Nato kaum über geeignete Mittel, um derartige Herausforderungen
                     anzugehen. Die Gefahren in der MENA-Region, wie Staatszerfall und Perspektivlosigkeit
                     der Menschen, sind zu einem großen Teil soziopolitischer und ökonomischer Natur. Politische
                     und militärische Probleme sind verquickt und kaum mit den vorwiegend militärischen
                     Instru­menten eines Verteidigungsbündnisses zu bekämpfen. Ferner fehlt der Allianz
                     nach den negativen Er­fahrungen beim Staatsaufbau, etwa in Afghanistan, die Entschlossenheit,
                     sich erneut zu engagieren.
                  

                  Daher konzentriert sich die Nato auf die Stabilisierung ausgewählter Partner in Krisenregionen.
                     Bei­spiele hierfür sind im Süden Tunesien und Irak, im Osten die Republik Moldau und
                     die Ukraine. Sie unterstützt diese Staaten beim Aufbau und der Ent­wicklung ihrer
                     Sicherheits- und Verteidigungsstrukturen und ‑kapazitäten, damit sie selbst für ihre
                     Sicherheit sorgen und stabilisierend auf ihre Region wirken können.
                  

                  Zudem hat die Nato seit 2016 im Rahmen des Framework for the South mehrere Entscheidungen
                     getroffen, um ihre politischen und militärischen Fähig­keiten zu verbessern, auf Krisen
                     im Süden zu reagie­ren. Dazu gehört unter anderem der Aufbau des Regional Hub for
                     the South im regionalen Nato-Haupt­quartier in Neapel. Er soll die Kenntnisse über
                     die Krisenregio­nen im Süden vermehren und das Verständnis für sie erhöhen, die Krisenfrüherkennung
                     ausbauen und die Zusammenarbeit mit ande­ren Akteuren intensivieren, zum Beispiel
                     mit der Afrikanischen Union (AU). Außerdem wird die Nato Response Force (NRF) auch
                     für Einsätze im Süden ausgebildet. Die Fähigkeitsentwicklung im Nato-Streitkräfteplanungsprozess
                     schließt den Bedarf für Krisenbewältigung ein.
                  

                  Ein Erschwernis für das Engagement der Nato im Süden ist jedoch, dass sich die Alliierten
                     ungeachtet dieser Beschlüsse kaum auf klare Forderungen eini­gen können, was die Rolle
                     der Nato angeht; die süd­lichen Verbündeten sind sich darin ebenso wenig einig. Dies
                     hat mehrere Gründe. Zunächst ist nicht klar, was genau mit »Süden« gemeint ist, der
                     sich über Tausende Kilometer von Mauretanien bis Afgha­nistan erstreckt. Weiterhin
                     gibt es kein gemeinsames Verständnis, was »Terrorismus« umfasst und wie er zu bekämpfen
                     ist. Die Türkei etwa bezieht sich dabei oft auf kurdische Organisationen, während
                     beispiels­weise Italien und Spanien vor allem den IS im Blick haben. Einige Staaten,
                     wie Frankreich, wollen ein Bewusstsein für die Bedrohungslage schaffen, streben aber keine aktive Rolle der Nato an. Andere wiederum, wie Italien, sprechen sich für ein stärkeres Engagement aus, ohne dies genau zu benennen.5 Dem klaren Narrativ an der Ostflanke steht ein diffu­seres Bild im Süden gegenüber.
                  

                  Schließlich wünschen nur wenige Akteure der MENA-Region, dass sich die Nato dort engagiert.
                     Das Bündnis ist wegen der kolonialen Vergangenheit einiger Mitglieder, der Machtpolitik
                     der USA und teils auch wegen der Libyen-Intervention 2011 umstritten. Zwar befürworten
                     einige arabische Staaten ein selek­tives Engagement, wie die Ausbildungsmission im
                     Irak zeigt, aber die Nato wird selten eine Führungs­rolle spielen.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Veränderte Rahmenbedingungen

               Weitere Faktoren beeinflussen die Entwicklung der Nato, in erster Linie technische
                  Neuerungen und euro­päische Autonomiebestrebungen.
               

               
                  Veränderung der Kriegsführung

                  Die Art der Bedrohung, der Waffen (z.B. Hyperschall­waffen) und der Kriegsführung (z.B. hybrides Vor­gehen) ändert sich stetig. Diese Phänomene sind nicht neu – aber auf
                     die Ausprägung, Intensität und den Einsatz moderner Technik sind die Nato-Staaten,
                     ins­besondere die europäischen, immer noch schlecht vorbereitet.
                  

                  Dabei geht es zum einen um hybrides Vorgehen, bei dem militärische und nichtmilitärische
                     Mittel kombiniert werden. Dies kann bereits im Frieden stattfinden oder in einer Krise.6 So können potentielle Gegner einen Konflikt auf nichtmilitärischen Feldern eskalieren.
                     Das Ziel kann dabei sein, Gesellschaften von innen zu destabilisieren: etwa durch
                     den Eingriff in Infrastrukturen, wie die Energieversorgung, und mithilfe von Mitteln,
                     die in einer Grauzone zwischen militärischen und nichtmilitärischen Mitteln liegen,
                     und unterhalb der Schwelle militärischer Gewalt, auf die die Nato reagieren könnte.
                  

                  Zum anderen geht es um technologische Innova­tionen, die potentiellen Gegnern die
                     Möglichkeit schnelleren Handelns bieten,7 zum Beispiel autonome Systeme und Hyperschallwaffen, aber auch Informationskriegsführung.
                     Eine Bedrohungssituation kann sich so sehr rasch entwickeln. Das Bündnis muss so­wohl
                     in der Aufklärung und Analyse als auch bei den Entscheidungsprozessen die notwendige
                     Schnelligkeit gewährleisten können, damit es in der Lage ist, an­gemessen zu reagieren.
                  

                  Gleichzeitig erkennt die Nato an, dass viele Antworten im zivilen Bereich liegen,
                     etwa der Schutz kritischer Infrastrukturen, nämlich bei den Staaten, der EU und privaten
                     Unternehmen. Das Bündnis ist daher auf Kooperation und Koordination angewiesen.
                  

               

               
                  Europäische Entwicklungen

                  Die EU will seit 2016 unter dem Schlagwort »strate­gische Autonomie« ihre Fähigkeit
                     verbessern, bei der Krisenbewältigung in Europas Nachbarschaft wirksam zu handeln.
                     Unmittelbar nach dem Brexit-Referen­dum, im Juni 2016, veröffentlichte sie ihre Globale
                     Strategie (EUGS). Drei Projekte dominieren die Um­setzung: Die EU hat Ende 2017 die
                     Ständige Strukturierte Zusammenarbeit (Permanent Structured Co­operation, PESCO) gestartet,
                     um den Staaten bessere Rahmenmöglichkeiten zur Kooperation zu bieten. Der über­arbeitete
                     Capability Development Plan (CDP) und der koordinierte Überprüfungsprozess CARD (Coordinated
                     Annual Review on Defence) sollen die Streitkräfteplanung der EU-Staaten wirksamer
                     ko­ordinieren und Möglichkeiten für multinationale Kooperationen vorschlagen. Der
                     Europäische Ver­teidigungsfonds (EVF) stellt erstmals EU-Gelder für die gemeinsame
                     Forschung und die Beschaffung mili­tärischer Fähigkeiten bereit. So sollen die Fähigkeits­prioritäten
                     des CDP gefördert und die Europäische Verteidigungsindustrie unterstützt werden. Wenn
                     dank dieser Initiativen die Streitkräfte der EU-Staaten besser ausgestattet werden,
                     würde die Nato ebenfalls profitieren, da 22 Staaten sowohl Nato- als auch EU-Mitglieder
                     sind und ihre Nato- und EU-Beiträge aus dem gleichen Streitkräftepool bedienen (single set of forces).8

                  Der Eigenständigkeitsanspruch der EU könnte den USA als Vorwand dienen, ihr Engagement
                     in Europa zu reduzieren.
                  

                  Das Ziel der EU bleibt dennoch unscharf. Laut der EUGS gilt das alte EU-Ziel, im Krisenmanagement
                     von den USA unabhängig zu sein, wohingegen kollektive Verteidigung Nato-Aufgabe bleibt.
                     Viele US-Vertreter, aber auch europäische Beobachter warnen jedoch, dass der Eigenständigkeitsanspruch der EU missverständlich und militärisch nicht unterfüttert
                     ist und dass die USA ihn als Vorwand nehmen könnten, das eigene Engagement in Europa
                     zu reduzieren. Die USA be­fürchten zudem, dass der Einsatz von EU-Mitteln für die
                     europäische Rüstungsindustrie Nachteile für die amerikanische Industrie mit sich bringt.9

               

            

         

      

   
      
         
            
               Die deutsche Perspektive

               
                  Die Nato im Zentrum deutscher Verteidigungspolitik

                  Die Bundesregierung sieht die Nato als wichtigste Struktur zur Organisation und Gewährleistung
                     der euroatlantischen Verteidigung und als Pfeiler der transatlantischen Ordnung, die
                     die USA und Kanada mit Europa verbindet. In Europa integriert die Nato wichtige Staaten
                     wie die Türkei, Großbritannien und Norwegen, die – unabhängig von ihrem Verhältnis
                     zur EU – relevante Beiträge für Europas Verteidigung leis­ten, etwa militärische Fähigkeiten
                     bereitstellen. Die Nato ermöglicht eine vor allem US-gestützte erwei­terte nukleare Abschreckung. Dazu tragen einige Ver­bündete (auch Deutschland) bei, etwa
                     durch gemeinsame Übungen und indem sie technische Einsatz­voraussetzungen erfüllen,
                     etwa geeignete Flugzeuge vorhalten, und auf ihrem Territorium Nuklearwaffen lagern.
                     An der Planung und Kontrolle beteiligen sich im Rahmen der Nuklearen Planungsgruppe
                     alle Nato-Verbündeten außer Frankreich. Die Allianz ist die weltweit größte stehende
                     Militärstruktur.
                  

                  Dem Weißbuch 2016 zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr zufolge ist Deutschlands Sicher­heit am besten »mit einer starken Nato und einem
                     handlungsfähigen Europa« gedient. Daher ist »Bünd­nis­solidarität […] Teil deutscher
                     Staatsräson«.10

                  Deutschland untermauert sein Bekenntnis mit politischen und militärischen Beiträgen.
                     Politisch un­terstreicht die Regierung regelmäßig die Bedeutung der Allianz und der
                     transatlantischen Beziehungen, unter anderem im Weißbuch 2016 und im Koalitions­vertrag 2018. Seit 2014 hat sich die Bundesregierung ver­stärkt
                     in der Nato engagiert und deren strategische Anpassung mitgeprägt. Dazu gehört die
                     Beteiligung an den Abschreckungsmaßnahmen im Osten, zum Beispiel die Führung einer
                     multinationalen Battle­group der Nato in Litauen im Rahmen ihrer enhanced Forward
                     Presence (eFP). Zudem sind die Bundeswehrplanungen nahezu ausschließlich an Nato-Streit­kräfte­zielen
                     ausgerichtet, wie die Konzeption der Bun­des­wehr aus dem Jahr 2018 zeigt.11

               

               
                  Verteidigungspolitik als kontroverses Thema

                  Dieses starke rhetorische Engagement deckt sich jedoch nicht immer mit der finanziellen,
                     politischen und militärischen Realität.
                  

                  Finanziell erfüllt Deutschland den 2014 auf dem Gipfel von Wales vereinbarten Defence
                     Investment Pledge (DIP) nur teilweise. Demzufolge sollen alle Staaten den bis 2014
                     herrschenden Trend sinkender Verteidigungshaushalte stoppen und anstreben, ab 2024
                     jährlich 2 Prozent ihrer Wirtschaftsleistung (des Bruttoinlandsprodukts, BIP) für
                     Verteidigung auszugeben. Auch wenn der deutsche Verteidigungshaushalt deutlich steigt,
                     wird er 2024 nicht das Volu­men von 2 Prozent des BIP erreichen. Zusätzlich schmälern
                     Ausrüstungsmängel Deutschlands mili­tärische Zusagen.
                  

                  Kritik entzündet sich außerdem an politischen Entscheidungen. So befürwortet Deutschland
                     die Nord‑Stream‑2-Pipeline. Alliierte wie die USA und Polen sehen in der Gasleitung
                     eine Bedrohung für Europas Sicherheit, weil sie Russland einen direkten Zugang zu
                     europäischen Märkten verschafft, unter Umgehung Polens und der Ukraine.12 Das Projekt stehe im Widerspruch zur deutschen Unterstützung für die Ukraine, zu
                     den Russlandsanktionen der EU und den Abschreckungs- und Verteidigungs­maßnahmen der
                     Nato.
                  

                  Innenpolitisch bleibt Verteidigung ein kontro­verses Thema. Während es in Deutschland
                     einen breiten politischen und gesellschaftlichen Konsens über den Einsatz ziviler
                     Mittel in der Sicherheits­politik gibt, sehen weite Teile der Bevölkerung mili­tärische
                     Fragen skeptisch. Diese Skepsis wird auf die Nato übertragen, die zuweilen als Instrument
                     der USA oder als Angriffsbündnis kritisiert wird. Gesell­schaftliche Akteure wie Mitglieder
                     der Friedensbewegung, aber auch die im Bundestag vertretene Partei Die Linke fordern
                     daher die Auflösung der Allianz.13

                  Bei der Regierung kann folglich der Eindruck ent­stehen, zwischen militärisch notwendigen
                     und poli­tisch zumutbaren Entscheidungen abwägen zu müs­sen. Zwar kann sie zum Beispiel
                     Rüstungsvorhaben beschließen, wenn sie diese als notwendig für eine glaubwürdige Verteidigung
                     ansieht. Das heißt jedoch nicht, dass die Mehrheit der Bevölkerung solche Vor­haben
                     als Beitrag zur eigenen Sicherheit versteht; sie kann diese auch als Auslöser für
                     eine gefährliche Eskalation ablehnen. Im Ergebnis definiert häufig der innenpolitisch
                     angenommene zumutbare Konsens die Grenze des Nato-Engagements. Daraus resultiert oft
                     eine Lücke zwischen dem politischen Bekenntnis zum Bündnis und der Praxis.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            Schlüsselfaktoren für die politische und militärische Handlungsfähigkeit der Nato

            Die Bundesregierung will die interne Handlungs­fähigkeit der Nato unter den veränderten
               externen Rahmenbedingungen erhalten. Das Bündnis muss mit Blick auf die Herausforderungen
               im Süden wie im Osten handlungsfähig sein. Ob ihm das gelingt, hängt von drei Faktoren
               ab: Die Alliierten müssen sich über politisch-strategische Fragen einigen, auf angemessene
               Prozesse und Strukturen zurückgreifen können und über ausreichende Ressourcen verfügen.
            

         

      

   
      
         
            
               Geschlossenheit und Führung

               Politische Geschlossenheit (Kohäsion) ist die Voraussetzung dafür, dass die Allianz
                  militärisch handeln kann. Sie wird hier verstanden als genereller Konsens über das
                  Mandat, die Ziele und die Methoden der Orga­nisation. Wenn aus Sicht der Mitglieder
                  die Nato ihre Aufgaben erfüllt und damit ihre Relevanz unter Beweis stellt, fördert
                  das die Kohäsion. Umgekehrt gilt: Wenn die Mitglieder daran zweifeln, dass die Orga­nisation
                  ihren Aufgaben gerecht wird, und sich über die Ziele uneins sind, leiden der Zusammenhalt
                  und die Entscheidungsfähigkeit. Letztere beruht in der Nato auf Einstimmigkeit.
               

               In der aktuellen Situation zeichnen sich drei Kon­fliktlinien ab. Erstens verschärfen
                  sich inhaltliche Konflikte unter den Alliierten. Zweitens belasten innenpolitische
                  Entwicklungen in den Nato-Staaten den Bündniszusammenhalt. Drittens verändert sich
                  das transatlantische Verhältnis.
               

               Die inhaltlichen Streitpunkte, wie der Umgang mit Russland, könnten wegen der größeren
                  trans­atlantischen und innereuropäischen Spannungen an Spreng­kraft gewinnen. Dies
                  kann zu einem Kreislauf werden: Eine tatsächlich geringe oder als gering emp­fundene
                  Handlungsfähigkeit des Bündnisses lässt Alliierte nach der Relevanz der Nato fragen
                  bzw. weckt Zweifel, ob die Nato ihre Aufgaben überhaupt erfüllt. Diese Skepsis kann
                  den inneren Zusammenhalt weiter erschüttern und eventuelle Fragmentierungsbestrebungen
                  fördern, was wiederum die Hand­lungsfähigkeit des Bündnisses beeinträchtigt.
               

               
                  Inhaltliche Konflikte

                  Staaten bewerten sicherheitspolitische Fragen auf­grund ihrer historischen Erfahrung,
                     geographischen Lage und strategischen Kultur unterschiedlich. Die Krise um die Ukraine
                     erlaubte es den Alliierten, kurz­fristig Einigkeit zu demonstrieren. Doch die wichtig­sten
                     Konfliktlinien sind schnell wieder aufgebrochen.
                  

                  
                     Der Umgang mit Russland

                     Alle Nato-Staaten teilen die Auffassung, dass Russ­land mit der Annexion der Krim,
                        dem Krieg im Don­bas und der Intervention in Syrien die Nato heraus­fordert. Russland
                        stellt nicht nur eine Bedrohung im Osten dar, sondern aufgrund seines verstärkten
                        Mili­tär­dispositivs in Syrien und im Mittelmeerraum auch im Süden. Doch unterscheiden sich die Alliierten stark in ihrer Einschätzung, wie groß die russische Bedro­hung ist und wie die Allianz
                        darauf reagieren sollte.14

                     Der Umgang mit Russland ist sowohl ein Ziel- als auch ein Mittelkonflikt.

                     Der Umgang mit Russland ist sowohl ein Ziel­konflikt (worauf soll die Nato hinarbeiten?)
                        als auch ein Mittelkonflikt (wofür werden Ressourcen ein­gesetzt?). Exemplarisch dafür
                        ist die Auslegung des 2016 beschlossenen Doppelansatzes von Abschreckung/Verteidigung
                        und Dialog mit Russland. Staaten wie Frankreich und Deutschland betonen die Ab­schreckung,
                        unterstreichen aber gleichzeitig die Not­wendigkeit, Gesprächskanäle zu erhalten,
                        um in der Lage zu bleiben, Einfluss auf Moskau zu nehmen und Krisenstabilität in Europa
                        zu gewährleisten. Andere, wie Polen und die baltischen Staaten, wünschen sich eine
                        stärkere Fokussierung auf Abschreckung und weitere Maßnahmen, etwa die permanente
                        Stationierung größerer Verbände möglichst auf ihrem Terri­torium.
                     

                     Hier liegt Spaltungspotential, da es um die grundsätzliche Ausrichtung der Allianz
                        und der Mittel­zuordnung geht (politisch, hinsichtlich der Strukturen und Fähigkeiten).
                        Die Bündnispartner müssen sich darüber immer wieder von Neuem einigen.
                     

                  

                  
                     Nuklearwaffen

                     Die Frage nach der Rolle von Atomwaffen in der Stra­tegie der Nato ist traditionell
                        heikel. Nicht unbedingt im Bündnis selbst, aber in vielen Mitgliedstaaten ist nicht
                        nur das Prinzip nuklearer Abschreckung um­stritten, sondern auch, ob die dafür in
                        Europa gela­gerten Waffen sinnvoll sind.15

                     2012 hatte die Nato mit der Deterrence and Defence Posture Review (DDPR: Überprüfung
                        des Ab­schreckungs- und Verteidigungsdispositivs) einen Kompromiss gefunden, um die
                        Unterschiede bei den nuklearen Interessen einzuhegen.16 Unterschiedliche Positionen bezogen vor allem die USA (und Deutschland), die damals
                        auf nukleare Abrüstung setzten, und Frankreich, das aus Gründen der nationalen Sicherheit
                        auf der ungeschmälerten Rolle nuklearer Abschreckung bestand und weiter besteht. Außerdem
                        ging es bei der DDPR darum, ballistische Raketen­abwehr gegen potentielle Bedrohungen
                        aus dem Süden als neues Element in das Nato-Dispositiv ein­zuführen, ohne die Rolle
                        nuklearer Abschreckung zu beschneiden. Die DDPR bestätigt, dass das Dispositiv der
                        Nato auf einem Mix aus konventionellen, nukle­aren und Raketenabwehrfähigkeiten beruht.
                        Gleich­zeitig bekräftigt das Dokument das Bekenntnis der Nato zu Abrüstung und Rüstungskontrolle.
                     

                     Angesichts der nuklearen Drohgebärden Russlands insbesondere seit 2014 wurde in den
                        Nato-Gipfel-Kom­muniqués 2016 und 2018 erstmals die nukleare Rhetorik verschärft durch
                        den Hinweis, der Einsatz von Nuklearwaffen ändere den Charakter eines Kon­flikts grundlegend.17 In der Folge hat das Bündnis be­hutsam jene Aktivitäten intensiviert, die seine Fähig­keit
                        und seinen Willen zum Einsatz von Nuklear­waffen demonstrieren, zum Beispiel Übungen.
                     

                     Zwei Entwicklungen werden diese Kontroversen verstärken: erstens eine mögliche Veränderung
                        der US-Beiträge zur Nato, auf denen die nukleare Ab­schreckung beruht; zweitens die
                        noch nicht abseh­baren Folgen der Aufkündigung des INF-Vertrags (Intermediate Range
                        Nuclear Forces) 2019, der land­gestützte nuklearfähige Mittelstreckenraketen mit einer
                        Reichweite zwischen 500 und 5500 Kilometern verbot.18 Bisher konnte die Nato ihre Geschlossenheit wahren und hat den russischen Vertragsbruch
                        ein­hellig verurteilt. Die Verbündeten sind sich (Stand Sommer 2019) über die Prinzipien
                        einer Nato-Reak­tion einig: defensiv, maßvoll und auf einen gemeinsamen Beschluss
                        gestützt. Sie wollen Russlands Ver­halten nicht spiegeln; in Europa sollen keine neuen
                        landgestützten nuklearen Mittelstreckenraketen sta­tioniert werden.19 Wie diese Prinzipien in konkrete Maßnahmen übersetzt werden, ist indessen nicht klar.
                        Derzeit werden in der Nato verschiedene Optio­nen analysiert. Auch besteht die Sorge,
                        dass die Einig­keit langfristig brüchig werden und es zu bilateralen Entscheidungen außerhalb der Allianz kommen könn­te, etwa für US-Stationierungen in einem Nato-Staat. Bilaterale Entscheidungen wirken
                        sich auf die gesamt­europäische Sicherheitslage aus und damit auch auf andere Nato-Staaten.
                        Die Frage der Reaktion auf das Ende des INF-Vertrags birgt daher Konfliktpotential.
                     

                  

                  
                     Lastenteilung

                     Seit 2014 hat die Debatte über die faire Verteilung des Aufwands, der für gemeinsame
                        Verteidigung notwendig ist, an Virulenz gewonnen. US-Präsident Trump kündigte an,
                        gegebenenfalls US-Sicherheits­garantien von den finanziellen Beiträgen der Staaten
                        abhängig zu machen.20 Zudem wächst die Kritik jener Länder, die ihre Beiträge gesteigert haben (wie Polen),
                        an denen, die die Nato-Vorgaben nicht erreichen (wie Deutschland). Öffentlich ausgetragene
                        Konflikte, wie auf dem Nato-Gipfel 2018 in Brüssel, schwächen die Abschreckungsbotschaft
                        des Bündnisses. In Anbetracht der Unterschiede in den Budgets und dem US-Fokus auf
                        die Verteidigungsausgaben der europäischen Nato-Staaten ist eine Verschärfung der
                        Debatte wahrscheinlich.
                     

                     Sollten die USA ihre Sicherheitsgarantien tatsächlich konditionieren, würden sie das
                        Beistandsversprechen unterminieren, die Nato schwächen und Europa in Zonen unterschiedlicher
                        Sicherheit aufteilen. Geg­ner könnten versucht sein, die Nato und die US-Reak­tion
                        zu testen.
                     

                  

                  
                     China

                     China galt lange als wirtschaftliches Thema. Doch mittlerweile sind sich die meisten
                        Nato-Staaten einig, dass der geopolitische Aufstieg des Landes und seine zunehmende
                        Machtprojektion auch sicherheits­politische Fragen aufwerfen. Eine gemeinsame Ant­wort
                        gestaltet sich jedoch schwierig. Die wirtschaft­lichen Beziehungen Chinas mit einzelnen
                        Alliierten bewegen sich in einem Spektrum mit den Polen Ko­operation und Wettbewerb.
                        Zudem unterscheiden sich die nationalen Bedrohungsanalysen und führen zu unterschiedliche
                        Einschätzungen darüber, wie relevant die sicherheitspolitische Dimension des chi­nesischen
                        Handelns für Europa ist und welche Rolle die Nato dabei spielen sollte.
                     

                     Zunächst lag der Fokus darauf, zu analysieren, was Chinas Aktivitäten in Asien und
                        im Pazifik, im Nahen Osten und in Afrika für die Nato bedeuten. Nun stellt sich auch
                        die Frage, was Chinas Aktivitäten in Europa für dessen Verteidigung bedeuten und wie
                        das Bünd­nis mit einem wirtschaftlich und militärisch selbst­bewusst und strategisch
                        auftretenden China umgehen sollte. Chinas Verteidigungshaushalt wächst, das Land entwickelt
                        zusehends eigene militärische Systeme.
                     

                     Machprojektion erfolgt mit wirtschaftlichen, poli­tischen und militärischen Mitteln.
                        So haben chine­sische und russische Schiffe gemeinsam Übungen im Mittelmeer und in
                        der Ostsee durchgeführt.21 Russ­land und China arbeiten militärisch enger zusammen. China besitzt Anteile an
                        kritischer Infrastruktur in Europa, zum Beispiel Häfen,22 und versucht, seine Präsenz auszubauen, wie die Debatte über die Betei­ligung des
                        chinesischen Unternehmens Huawei am G5-Netz in Europa zeigt.23 China verfolgt eine koordi­nierte Strategie, um westliche Technologie und Exper­tise
                        zu erwerben. Über die »Belt and Road«-Initiative baut es enge wirtschaftliche Beziehungen
                        zu euro­päischen Staaten auf, wie das Abkommen mit Italien von 2019 zeigt.24

                     Die Herausforderung besteht darin, sich innereuro­päisch und transatlantisch auf einen
                        gemeinsamen Ansatz gegenüber China zu einigen. 
                     

                     Weitere Themen, wie Erweiterung, Partnerschaften und die Erneuerung des strategischen
                        Konzepts, prä­gen die Debatten in der Allianz zwar ebenfalls, ber­gen aber derzeit
                        ein geringeres Konfliktpotential als die oben genannten.
                     

                     Bislang haben die Nato-Staaten stets Kompromisse für diese Konflikte gefunden. Größtenteils
                        gelang dies, weil die USA oder informelle Führungsformate wie die Quad (bestehend
                        aus den USA, Frankreich, Großbritannien, Deutschland) vorab Vorschläge er­arbeiteten,
                        die für alle akzeptabel waren. Es ist jedoch fraglich, ob dieses Modell zukunftsfähig
                        ist angesichts der transatlantischen Verwerfungen, die ihrerseits das innereuropäische
                        Verhältnis verändern.
                     

                  

               

               
                  Wertegemeinschaft

                  Innenpolitische Entwicklungen in den Mitglied­staaten, wie populistische und autoritäre
                     Praktiken, wirken sich zusätzlich negativ auf den Nato-Zusam­menhalt aus. Das Bündnis
                     hat sich traditionell immer als Werteunion verstanden, auch wenn in der Ver­gangenheit
                     Alliierte strategischen Erwägungen oft größere Bedeutung beigemessen haben als demokratischen
                     Werten.25

                  Das Infragestellen von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit durch einzelne Verbündete
                     droht die Nato von innen zu destabilisieren.
                  

                  Wenn einzelne Verbündete Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Frage stellen, droht
                     dies die Nato von innen zu destabilisieren und ihre Handlungs­fähigkeit zu beeinträchtigen.26 Beispiele sind das Artikel‑7-Verfahren, das die Europäische Kommission 2018 wegen
                     der Verletzung der richterlichen Un­ab­hängigkeit gegen Polen gestartet hat,27 und die auto­ritären Entwicklungen in der Türkei.28 Länder wie Ungarn, in denen autoritäre und populistische Par­teien in der Regierung
                     vertreten sind, scheinen zudem empfänglicher für russische Einflussnahme, was eine
                     gemeinsame Positionierung erschweren kann. Als problematisch sehen viele Alliierte
                     die selektive Zuwendung der Türkei zu Russland an, die sich zum Beispiel in dem Kauf
                     des russischen Flug­abwehrsystems S‑40029 und dem Bremsen von Nato-Maßnahmen im Schwarzen Meer ausdrückt. Der türkische Einmarsch
                     in Nordsyrien im September 2019, den die Mehrheit der Alliierten verurteilt hat, und
                     die russisch-türkischen Absprachen verschärfen diese Problematik. Aus Sicht vieler
                     Alliierter unter­miniert die Türkei auf diese Weise das Bündnis und seine Politik
                     gegenüber Russland.
                  

                  Da solche Tendenzen in absehbarer Zeit nicht ver­schwinden werden, könnten gemeinsame
                     Positionierungen in Zukunft schwieriger werden, was wiederum die Handlungsfähigkeit der Nato
                        einschränken würde.

               

               
                  Transatlantische Veränderungen

                  Die weitaus größte Belastungsprobe für den Zusammenhalt der Allianz resultiert aus
                     den Veränderungen in der US-Politik und der Unklarheit über die weitere Entwicklung.
                     Zwar wurden viele Veränderun­gen bereits vor der Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten
                     2016 eingeleitet, etwa der Fokus auf China, und werden sich fortsetzen. Doch Präsident
                     Trump legt den Akzent auf den ordnungspolitischen Konflikt, der über unterschiedliche
                     Prioritäten in ein­zelnen Dossiers hinausgeht und die Basis der Bezie­hungen betrifft.
                  

                  Die US-Regierung unterstreicht die Rolle souveräner Staaten gegenüber Bündnissen und
                     internatio­nalen Institutionen und agiert vermehrt unilateral; sie kritisiert die
                     in EU- und Nato-Ländern bevorzugten multilateralen, regelbasierten und kooperativen
                     Poli­tiken und Strukturen, wie die EU.30 Folglich vertreten die USA und die meisten europäischen Alliierten in außenpolitischen
                     Fragen zunehmend gegensätzliche Positionen. So haben die USA 2018 das Atomabkommen
                     mit dem Iran (Joint Comprehensive Plan of Ac­tion, JCPOA) aufgekündigt, wohingegen
                     die Europäer daran festhalten wollen. Der G7‑Gipfel im Juni 2018 geriet zu einem Grundsatzstreit
                     über Handel, das Atom­abkommen und den Klimaschutz und eskalierte darin, dass die
                     USA ihre Zustimmung zum Abschluss­kommuniqué nachträglich widerriefen.
                  

                  Der Fokus auf China könnte bedeuten, dass politische und militärische Führung der
                     USA in Europa zunehmend wegfällt.
                  

                  Auch in ihren sicherheits- und verteidigungspoli­tischen Grundlagendokumenten setzen
                     die USA neue Prioritäten. Diese Entwicklung hat bereits vor Trump begonnen, verstärkt
                     sich aber nun. Die National Secu­rity Strategy von 2017 und die teilweise veröffentlichte National Defense Strategy von 2018 markieren einen Wechsel vom Kampf gegen den Terrorismus hin zu Großmachtrivalitäten,
                     mit Fokus auf China und Russ­land. Das größte politische, wirtschaftliche und mili­tärische
                     Konfliktpotential sieht die US-Regierung bei China. Dieser Fokus könnte für die Europäer
                     bedeu­ten, zunehmend auf politische und militärische Füh­rung der USA in Europa verzichten
                     zu müssen. Er erhöht zudem den Druck auf die europäischen Staa­ten, eine eigene koordinierte
                     China-Politik zu ent­wickeln und darüber zu beraten, ob sie an die US-Politik anschließen
                     kann.
                  

                  Des Weiteren hat Trumps spezifische Nato-Kritik viele Alliierte verunsichert. Während
                     des Wahl­kampfes 2016 kritisierte er die Nato als »obsolet«31 und stellte US-Zusagen in Frage.32 Er folgt einer trans­aktionalen Logik, nach der die Zusagen der USA von finanziellen
                     Beiträgen oder gutem Verhalten anderer Länder abhängig seien.33 Damit zweifelt er die Kern­idee der Nato an, die Beistandspflicht. Trump soll sogar
                     einen Nato-Austritt der USA erwogen haben.34

                  Die US-Kritik trifft in erster Linie die europäischen Alliierten, die den 2014 vereinbarten
                     DIP nicht erfül­len, wie Deutschland, aber auch Alliierte, die Wa­shing­ton aus anderen Gründen als problematisch ansieht. Beispielsweise haben die USA 2018
                     Schutzzölle auf Stahl- und Aluminiumimporte aus der EU damit begründet, dass EU-Exporte
                     die nationale Sicherheit der USA bedrohen würden.
                  

                  Diese Kritik spiegelt sich jedoch bislang faktisch kaum in der US-Politik wider und
                     beeinträchtigt den praktischen Nato-Alltag wenig. Im Gegenteil: Das Bud­get der US-amerikanischen
                     European Deterrence Initiative (EDI) ist gestiegen. 2014 hatte Präsident Obama sie als bilaterale European Reassurance Initiative aufgelegt, mit rund 800 Millionen US-Dollar, um den Verbündeten zu versichern, dass
                     die USA für deren »Sicherheit und territoriale Integrität« einstehen wer­den.35 2018 stieg das Budget auf 4,8 Milliarden US-Dollar, 2019 auf 6,5 Milliarden US-Dollar.
                     Überdies haben die USA weitere Kräfte in Europa stationiert.36 Unterstützung kommt auch aus dem Kongress. Er hat 2019 mit großer Mehrheit ein starkes
                     parteiübergreifendes Bekenntnis zur Nato formuliert, den Nato Sup­port Act, der einen
                     Nato-Austritt verhindern soll.37

                  Der Widerspruch zwischen faktischer Unterstützung und rhetorischem Infragestellen
                     beunruhigt nichtsdestoweniger europäische Alliierte, weil die Handlungsfähigkeit der
                     Nato von US-Beiträgen ab­hängig ist und die Glaubwürdigkeit der Abschreckung von Signalen
                     der Geschlossenheit.
                  

                  In der Nato herrscht Unsicherheit über die zukünftige Rolle der USA als Ideengeber,
                     Führungsmacht und Militärmacht.
                  

                  Für die Nato bedeutet das vor allem Unsicherheit über die zukünftige Rolle der USA
                     als Ideengeber, Führungsmacht und Militärmacht. Die US-Regierung zeigt weniger Interesse
                     an der Nato als multilateralem Rahmen, was sich unter anderem in fehlenden Wei­sungen
                     für die US-Vertretungen zeigt. Das ist nicht unbedingt mit einem US-Rückzug gleichzusetzen,
                     sondern zeugt von einer veränderten, selektiven Art der Führung: einerseits zurückhaltender
                     im alltäg­lichen Nato-Geschäft, andererseits bei Kernthemen (wie der Lastenteilung)
                     dezidiert und konfliktbereit.
                  

                  Da eine Lösung des übergeordneten transatlan­tischen ordnungspolitischen Dissenses
                     nicht in Sicht und der Einfluss der europäischen Alliierten auf die US-Politik begrenzt
                     ist, dürfte der Nato eine längere Phase relativer Spannungen bevorstehen. Wenn die
                     USA den politischen Wert von Allianzen generell anzweifeln und unilaterale Ansätze
                     vorziehen, wenn sie sich an Vereinbarungen weniger gebunden füh­len, geringe Kompromissbereitschaft
                     zeigen, selektive Führung praktizieren und generell der Sicherheitspartnerschaft mit
                     Europa weniger Gewicht beimessen, dann untergräbt das die politische und militä­rische
                     Basis der Nato und erhöht das interne Konflikt­potential.
                  

               

               
                  Fazit

                  Diese internen Differenzen bergen beträchtliches Kon­fliktpotential. Die größten Risiken
                     sind Gruppenbildungen (Bilateralisierung und Fragmentierung), ein (unintendierter)
                     Bruch mit den USA und infolge­dessen eine Schwächung der Nato.
                  

                  Einige Staaten suchen ihr Heil in tieferen bilateralen Beziehungen mit den USA, weil
                     sie sich vor einer schwachen Nato und einem möglichen Rückzug der USA aus Europa fürchten
                     und weil sie die Verlässlich­keit einiger Alliierter (aus Sicht mancher Staaten auch
                     Deutschland) als gering einschätzen. So hat Polen 2018 den USA vorgeschlagen, bilateral
                     permanent wei­tere Truppen auf seinem Territorium zu stationieren; Warschau hat angeboten,
                     dafür 2 Milliarden US-Dollar bereitzustellen.38 Im September 2019 haben Polens Präsident Andrzej Duda und US-Präsident Donald Trump
                     eine entsprechende Vereinbarung unterzeichnet.39 Das Ergebnis ist zwar viel bescheidener ausgefallen als von Warschau erhofft. Dennoch
                     wurde die polnische Initiative oft als Unterminierung der Allianz kritisiert, obschon
                     informell einige Staa­ten, etwa die baltischen, Verständnis signalisierten.
                  

                  Schließlich ist in den alten EU- und Nato-Staaten, wie Deutschland und Frankreich,
                     immer öfter die Meinung zu hören, die sich zusehends stärker aus­prägenden transatlantischen
                     Unterschiede sollten Europa motivieren, endlich ernsthaft die schon län­ger proklamierte
                     eigenständige sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit (strategische Autonomie, euro­päische
                     Souveränität) aufzubauen.40 Doch auch wenn diese nicht gegen die USA gerichtet ist, könnten die USA die EU-Ambition,
                     militärisch, politisch und in­dustriell eigenständiger zu handeln, als Absage an die
                     Zusammenarbeit verstehen und als Bedrohung für eigene, vor allem industrielle Interessen.41

                  Die Folge könnte eine Konfrontation mit den USA oder deren Abwendung von der Nato
                     sein. Die USA könnten ihre bilateralen Beiträge und diejenigen zur Nato reduzieren
                     oder auf einige Länder (z.B. in Mittel- und Osteuropa) konzentrieren. Gleichzeitig könnte das EU-Ziel einer
                     strategischen Autonomie das Bi­latera­lisierungsbestreben einiger EU-skeptischer und
                     USA-zugewandter Staaten noch verstärken und sie animieren, ihre Beiträge zu EU und
                     Nato zu vernachlässigen. Bereits jetzt sehen zahlreiche mittel- und osteuropäische
                     Staaten strategische Autonomie als fahrlässiges Projekt an, das wegen fehlender Untermauerung
                     ihre Sicherheit aufs Spiel setze und die USA provoziere. Das droht die Spaltung auch
                     in der EU zu vertiefen.42

                  Bislang eingehegte inhaltliche Konfliktlinien in der Nato könnten größere Sprengkraft
                     entfalten und die Kohäsion schwächen.
                  

                  Infolge dieser Entwicklungen könnten bislang ein­gehegte inhaltliche Konfliktlinien
                     in der Nato grö­ßere Sprengkraft entfalten und die Kohäsion schwä­chen. Im Ergebnis
                     leidet die politische und militä­rische Hand­lungsfähigkeit, die auf Geschlossenheit
                     aufbaut. Die Nato könnte in den Augen ihrer Mitglieder an Relevanz verlieren, da sie
                     ihre Aufgaben nicht mehr glaubhaft erfüllt. Das könnte sich wiederum in einer Reduzierung
                     des Engagements der Staaten nieder­schlagen.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Militärische Handlungsfähigkeit: Anpassung seit 2014

               Der Fokus der Nato liegt seit 2014 darauf, wieder glaubhaft Abschreckung und Verteidigung
                  gewährleisten zu können. Gleichzeitig darf sie darüber die Stabilisierungsaufgaben
                  außerhalb des Bündnisses nicht vernachlässigen. Dies erfordert Anpassungen bei den
                  militärischen Kräften, der Kommandostruktur und den Entscheidungsprozessen, also der
                  Governance.
               

               
                  Der Paradigmenwechsel: Die Rückkehr der Wars of necessity

                  Um den Paradigmenwechsel zu verstehen, den die Nato seit 2014 durchläuft, hilft die
                     Unterscheidung zwischen sogenannten notwendigen Einsätzen (wars of necessity bzw. non-discretionary operations) und solchen aus freiem Entschluss bzw. nach eigenem Ermessen (wars of choice bzw. discretionary operations).43

                  Im Kalten Krieg bestand aus Sicht der Nato die größte Bedrohung in einem existenzgefährdenden An­griff: Es ging um das Überleben der Staaten bzw. des Bündnisses; die Verteidigung
                     gegen solch einen exis­tenzbedrohenden Angriff wäre ein war of necessity bzw. ein non-discretionary, ein verpflichtender Einsatz gewe­sen. Deshalb waren die Alliierten einverstanden,
                     dem militärischen Nato-Oberbefehlshaber weitreichende Entscheidungsbefugnisse zu übertragen, damit er im Krisenfall rasch hätte handeln
                     können. Es dominierte die Sorge, zu langsam zu reagieren und von militä­rischen Entwicklungen
                     überrumpelt zu werden.
                  

                  Nach dem Ende des Kalten Krieges blieb Bündnisverteidigung zwar vertraglich eine Aufgabe, aber prak­tisch konzentrierte sich die Nato auf Krisenmanage­ment, beispielsweise auf dem Balkan.
                     Ihre Einsätze berührten nicht direkt die vitalen Interessen der Nato-Staaten. Die
                     Beteiligung war eine politische Entscheidung, jedoch keine Verpflichtung und unterlag
                     selten dem hohen Zeitdruck, den die Bündnisverteidigung erfordert hätte. Es waren
                     discretionary Einsätze.
                  

                  Daher beschlossen die Nato-Staaten Reformen, die dieser Veränderung Rechnung trugen.
                     Zum Beispiel wurde die Zahl der militärischen Hauptquartiere (HQs) der Nato und die
                     Stärke des dort eingesetzten Personals drastisch reduziert: von 64 HQs (1991) auf
                     7 (2017), von 24000 auf 7000 Personen.44 (Gleichzeitig wuchs die Nato von 16 auf 29 Mitglieder.) Die Kom­mandostruktur sollte
                     fle­xibler, kostengünstiger und weniger personalintensiv werden.
                  

                  Die Streitkräftestruktur wurde ebenfalls reformiert. Zur Reform gehörte 2002 die Gründung
                     der NATO Re­sponse Force (NRF). Neben ihrer Funktion als schnelle Krisen­reaktionstruppe
                     war sie als Transformationsriemen konzipiert, um den Alliierten zu helfen, ihre Streit­kräfte
                     von schweren, mechanisierten Bündnisverteidigungstruppen hin zu leichten, flexiblen
                     und ver­legefähigen Kriseneinsatzkräften umzuformen.
                  

                  Schließlich passten die Nato-Staaten auch die politischen und militärischen Entscheidungsprozesse
                     an. Der Fokus verlagerte sich von Schnelligkeit zur Aufwertung der Bedeutung politischer
                     Gremien wie des Nordatlantikrats (NAC). Dies war nicht nur der Wunsch der Alliierten.
                     Vielmehr verlangte die Krisen­reaktion in entfernten Regionen eine kontinuierliche,
                     teilweise detaillierte politische Kontrolle, da militä­rische Aktionen dort große
                     politische Auswirkungen haben konnten. Die Kompetenzen des SACEUR (Su­preme Allied
                     Commander Europe) wurden seit 1990 begrenzt und die Verfahren um politische Genehmigungsschritte
                     ergänzt.
                  

                  Beobachtern zufolge führte diese Entwicklung dazu, dass die militärischen Vertreter
                     zurückhaltender wurden, wenn es um entschlossenes Agieren ging, dass sie politische
                     Argumente antizipierten und die Zahl militärischer Optionen von vornherein verringerten.
                     Langfristig habe das einen (schwer messbaren) Mentalitätswechsel nach sich gezogen.45 Das Ergebnis sei eine größere Bereitschaft, militärische Prozesse politisch zu kontrollieren,
                     sowie eine Herangehensweise, in der militärische Einsätze als Möglichkeit, nicht aber
                     als Notwendigkeit verstanden werden.46

                  Diese Entwicklung ordnet sich ein in eine Tendenz zumindest in Westeuropa, in der
                     militärische Mittel an Bedeutung und Sichtbarkeit verloren haben und ihr Nutzen hinterfragt
                     wird. Armeen wurden im Rah­men der Friedensdividende und aufgrund von Spar­maßnahmen
                     verkleinert. Gleichzeitig gewannen Themen wie zivile Krisenprävention und umfassende
                     zivil-militärische Ansätze an Gewicht. Einsätze wie in Afghanistan hatten die Grenzen
                     militärischer Mittel aufgezeigt, zu einer Einsatzmüdigkeit und einer Des­illusionierung über die Wirksamkeit von militärischem Krisenmanagement und Stabilisierung geführt.
                  

                  Die Rückkehr zur Bündnisverteidigung seit 2014 bedeutet de facto eine Wiederkehr des
                     Paradigmas der non-discretionary Einsätze unter anderen Bedingungen. Nach Jahren des Krisenmanagements weit außerhalb
                     der Nato-Grenzen mit leichten Kontingenten muss die Nato wieder lernen, Abschreckung
                     und kollektive Verteidigung an den eigenen Grenzen mit mechanisierten Großverbänden
                     zu gewährleisten, und sie muss mit neuen Aspekten wie Cyberbedrohungen und Resilienz
                     umgehen. Damit ist eine In­kompatibilität offensichtlich geworden: zwischen den Rahmenbedingungen,
                     die wieder auf non-discretionary Einsätze verwiesen, und den internen Prozessen, die auf dis­cretionary Einsätze ausgerichtet waren.
                  

                  Die Nato arbeitet daran, diese Diskrepanz zu über­winden. Dafür gibt es drei Schlüsselbereiche:
                     die Streitkräftestruktur, die Kommandostruktur und die Entscheidungsverfahren.47

               

               
                  Reform von Streitkräfte- und Kommando­struktur und von Entscheidungsprozessen

                  Erstens geht es darum, die Nato-Streitkräftestruktur (NATO Force Structure, NFS) anzupassen. Die NFS besteht aus den Streitkräften der Staaten sowie nationalen oder multi­nationalen
                     Verbänden und Hauptquartieren (HQs), wie zum Beispiel dem HQ Multinational Corps North­east
                     (MNC NE) in Polen. Der Reformprozess hat im Frühjahr 2014 begonnen. Bislang letzter
                     Schritt war die 2018 beim Gipfel in Brüssel verabschiedete NATO Readiness Initiative
                     4‑30 (NRI).
                  

                  Die geographischen Bedingungen in Europa, aber auch die russische Militärdoktrin legen
                     nahe, dass Russland im Falle eines Konflikts versuchen würde, der Nato seinen Zeitplan
                     aufzuzwingen. Entspre­chend wichtig ist es, dass die Nato in der Lage ist, schnell
                     zu reagieren, dass sie also ausreichend Trup­pen schnell verfügbar hat und einsetzen
                     kann. Aller­dings haben die Nato-Staaten nach Jahrzehnten des Krisenmanagements außerhalb
                     des Bündnisgebiets verlernt, Streitkräfte und Ausrüstung im Bündnis­gebiet, das heißt auf europäischem Territorium, rasch bereitzustellen und
                     zu bewegen und dann im Ein­satzgebiet zu kooperieren. Ein Kernthema ist daher seit
                     2014 die Verbesserung der »Responsiveness« (Reaktionsfähigkeit: imstande zu sein,
                     zügig Entschei­dungen zu treffen und Kräfte schnell zu entsenden) und der »Readiness«
                     (Einsatzbereitschaft: über genug einsatzfähige, ausgerüstete und interoperable Kräfte
                     zu verfügen, die schnell und glaubwürdig eingesetzt werden können). Die wichtigsten
                     Reformschritte seit 2014 zeigt Tabelle 1 (S. 22f).
                  

                  Bei der Umsetzung traten bald Probleme auf, weil diese Reformen ein Umdenken von Staaten
                     und Nato erforderten. So muss die Nato, um die Einsatzbereitschaft zu erhöhen, (wieder)
                     die planerischen, logis­tischen und materiellen Voraussetzungen dafür schaf­fen, größere Verbände schneller an einen Einsatzort zu verlegen und dort rascher
                     einsatzfähig zu haben.48 Während im Krisenmanagement vorrangig kleinere Kontingente operierten, national vorwiegend
                     in Ein­heits- und Bataillonsgröße (bis circa 3000 Mann in multinationalen Kontingenten),
                     geht es nun um die schnelle Verlegung, Führung und den geschlossenen Einsatz komplexer
                     Großverbände in Brigade- und Divisionsstärke mit allen Kampf- und Einsatzunterstützungstruppen,
                     das heißt von mehreren zehn­tausend Soldaten.
                  

                  Die Bereitstellung erfordert Zeit und Geld – was schwierig ist angesichts des immer
                     noch desolaten Zustands der europäischen Streitkräfte, die durch andere Einsätze stark
                     beansprucht sind. Das zeigt exemplarisch die Erfahrung, die die Bundeswehr machte,
                     als sie 2015 und 2019 die Führung der Land­anteile der Very High Readiness Joint Task
                     Force (VJTF) übernahm. Beide Male musste sie Material aus der gesamten Bundeswehr
                     zusammensammeln, um die deutschen VJTF-Teile auszurüsten. Auch fehlt es schlicht an
                     Masse, also der Fähigkeit, größere und mechanisierte Verbände für die Follow-on Forces
                     auf­zustellen, die der VJTF/NRF folgen können. Zudem funktioniert die Fähigkeit zur
                     schnellen Verlegung nur unbefriedigend.49

                  Militärische Mobilität ist zu einem zentralen verteidigungspolitischen Thema geworden.

                  Tatsächlich ist militärische Mobilität, also die schnelle Verlegung von Streitkräften
                     und Material über Ländergrenzen hinweg, zu einem zentralen verteidigungspolitischen
                     Thema geworden.50 Pro­blematisch ist die häufig ungeeignete zivile Infrastruktur, zum Beispiel Brücken,
                     die für Transporte schweren Geräts (wie Panzer) nicht (mehr) ausgelegt sind. Auch
                     sind die regulativen Vorgaben in Europa starr, etwa die Verfahren zur Genehmigung
                     grenzüberschreitender Militärtransporte. Schließlich haben sich die nationalen Bedingungen
                     verändert. Die Staaten haben frühere Abkommen nicht verlängert, zum Beispiel mit nationalen
                     Bahnbetreibern für Militärtransport-Kapazitäten.
                  

                  Da die Befugnisse hier vor allem bei den Ländern und der EU liegen, kann die Nato
                     lediglich eine ko­ordinierende Rolle spielen. So ist 2018 ein Enablement Plan for
                     SACEUR’s Area of Responsibility ver­abschiedet worden. Er umfasst alle militärischen
                     und zivilen Maßnahmen, die zu treffen sind, um Nato-Streitkräfte in einer Krise und
                     im Verteidigungsfall rasch quer durch Europa – zu Lande, in der Luft und über See –
                     in die möglichen Einsatzräume zu brin­gen und dies im Frieden bereits üben zu können.
                     Es sind aber die Nato-Staaten selbst, die diesen Plan auf­grund ihrer regulativen
                     Befugnisse und finanziellen Möglichkeiten (etwa zur Bereitstellung von Mitteln für
                     die Renovierung von Brücken und Straßen) imple­mentieren müssen. Die Bundeswehr hat
                     unter ande­rem neue Abkommen mit der Deutschen Bahn über Transportkapazitäten abgeschlossen.
                     Darüber hinaus hat die Europäische Kommission beschlossen, im Rahmen ihres milliardenschweren
                     mehrjährigen Pro­gramms zur Modernisierung der transeuropäischen Transportinfrastruktur
                     auch die Belange militärischer Transporte zu berücksichtigen. Im März 2018 hat sie
                     einen Aktionsplan angenommen, der zum Ziel hat, gemeinsame militärische Anforderungen
                     zu identifizieren und sich auf sie zu einigen. Der Plan soll Ver­besserungen bei der
                     Transportinfrastruktur, regula­tiven und prozeduralen Aspekten, Zoll und Steuer­angelegenheiten
                     sowie grenzüberschreitenden Geneh­migungen bringen.51

                  Die Nato-Staaten üben auch wieder häufiger die Verlegung größerer Verbände, sowohl
                     in Nato- als auch in multinationalen Übungen. Ein Beispiel ist die alle neun Monate
                     stattfindende Übung Atlantic Resolve, in deren Rahmen die USA seit 2017 eine Brigade
                     von den USA durch Europa zu Übungen und zur Rotation an die Nato-Ostgrenze verlegen.
                     Auf diese Weise lassen sich verschiedene Dimensionen der Verlegefähigkeit üben, vom
                     grenzüberschreitenden Verkehr bis zur Belastbarkeit der Infrastruktur. Im Frühjahr
                     2020 sollen die gesammelten Erfahrungen im größeren Rahmen nutzbar gemacht werden:
                     In der Übung Defender 2020 wollen die US-Landstreit­kräfte mehr als 20000 Soldaten von den USA nach Ost­europa verlegen. Zusammen mit verbündeten Kräften
                     und in Europa stationierten US-Soldaten, ins­gesamt rund 37000 Mann, sollen sie anschließend an einer gemeinsamen Übung teilnehmen.52

                  Noch ist viel zu tun, damit die Nato im Krisenfall Truppen schnell genug bereitstellen
                     und Kräfte Verbündeter in Randlage verstärken kann.
                  

                  Trotz zahlreicher Fortschritte seit 2014 ist aber noch viel zu tun, damit die Nato
                     im Krisenfall Trup­pen schnell genug bereitstellen und nationale Ver­teidigungskräfte
                     von Verbündeten in Randlage verstärken kann. Die Reformen gestalten sich auch deshalb
                     schwierig, weil viele Entscheidungen Kom­promisse erforderten. In den Nato-Staaten,
                     die zuvor Mitglieder des Warschauer Vertrags waren, sind wegen der Nato-Russland-Grundakte
                     (NRGA) von 1997 keine substantiellen Nato-Kampftruppen permanent stationiert.53 Seit 2014 musste die Nato ihre Einsatzfähigkeit aber gerade hier erhöhen. Der Kompromiss
                     liegt darin, Truppen rotierend zu stationieren, um die Vorgaben der NRGA nicht zu
                     verletzen, die Einsatz­bereitschaft von HQs und Logistik zu verbessern, die nicht
                     unter die NRGA fallen, rasche Verstärkung sicherzustellen und dadurch das Nato-Verteidigungs­versprechen
                     zu untermauern.
                  

                  Kompromisse galt es ebenso bei den Planungen zu finden. Die neuen Maßnahmen sind nur
                     sinnvoll, wenn sie in Vorausplanungen eingebettet sind. Für jene Staaten, die nach
                     dem Ende des Kalten Krieges der Nato beigetreten sind, lagen nur generische Pla­nungen
                     vor. Insbesondere diese Alliierten drängten auf eine detaillierte Ausarbeitung, wohingegen
                     
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 Tabelle 1 Wichtige Beschlüsse zur Nato-Anpassung seit 2014
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Reform/Verstärkung der NATO Response 
Force (NRF), inklusive Very High Readiness Joint Task Force (VJTF) (2014)

                              
                              	
                                 
                                    	
                                       Verkürzung der Reaktionszeit

                                    

                                    	
                                       Land-, Luft- und Seestreitkräfte in einer Stärke von insgesamt rund 40000, einschließlich Heereskräfte in Divisionsstärke

                                    

                                    	
                                       mehr Übungen, Ausrichtung auf Artikel‑5-Szenarien

                                    

                                    	
                                       Gründung der VJTF, einer sehr schnellen Eingreiftruppe von 5000 bis 7000 Mann (Landkomponente)
                                             innerhalb der NRF

                                    

                                    	
                                       VJTF-Bestandteile sollen binnen weniger Tage verlegefähig sein

                                    

                                    	
                                       einsetzbar für kollektive Verteidigung (Schwerpunkt) und Krisenbewältigung

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 NATO Force Integration Units (NFIU) (2014)

                              
                              	
                                 
                                    	
                                       Dislozierung kleiner regionaler Stäbe mit circa 40 Mann in allen Haupt­städten der
                                             Alliierten in Mittel- und Osteuropa

                                    

                                    	
                                       Unterstützung bei Planung und Koordinierung von Ausbildung und Übungen

                                    

                                    	
                                       Aufnahme von Verstärkungskräften im Krisen- und Verteidigungsfall

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Stärkung regionaler Hauptquartiere (2014)

                              
                              	
                                 
                                    	
                                       Personalaufwuchs, Multinationalisierung, höhere Einsatzbereitschaft, Aufgabenzuwachs

                                    

                                    	
                                       zum Beispiel HQ Multinational Corps Northeast (MNC NE) in Szczecin/ Polen, Multinational
                                             Divisional HQ North East (MND NE) in Elbląg/Polen, Multinational Divisional HQ South
                                             East (MND SE) in Bukarest/Rumänien

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Intensivierung von Übungena (2014)

                              
                              	
                                 
                                    	
                                       mehr Nato- und multinationale Übungen

                                    

                                    	
                                       größere Beteiligung

                                    

                                    	
                                       Fokus auf Bündnisverteidigung

                                    

                                    	
                                       auf nationaler Ebene zum Teil Zunahme militärischer und ressort­übergreifender Übungen

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 enhanced Forward Presence (eFP) in den baltischen Staaten und in Polen (2016)

                              
                              	
                                 
                                    	
                                       Vornepräsenz auf Basis rotierender, einsatzfähiger multinationaler Battlegroups (circa
                                             1000 Mann)

                                    

                                    	
                                       Präsenz der 3 Nuklearstaaten stärkt Abschreckungsbotschaft

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 tailored Forward Presence (tFP) im Schwarzmeerraumb (2016)

                              
                              	
                                 
                                    	
                                       multinationale Übungen im Rahmen der Multinational Brigade South-East in Craiova/Rumänien;
                                             Verstärkung von Aufklärung und Übungen im Luft­raum über dem Schwarzen Meer; vermehrte
                                             multinationale Marine-Übungen

                                    

                                    	
                                       limitiert durch Vertrag von Montreux, der Einsätze und multinationale Patrouillen
                                             im Schwarzen Meer und in der Meerenge außer für Anrainer einschränktc

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 
                                    
                                       a NATO, »Wales Summit Declaration«, Press Release (2014) 120, Brüssel, 5.9.2014, Paragraph 10.
                                       

                                    

                                    
                                       b Ulla Schmidt, Advancing Stability in the Black Sea Region, Brüssel: NATO Parliamen­tary Assembly, 7.10.2017 (Special Report 159 CDS 17 E).

                                    

                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       c Convention sur le régime des Détroits, Montreux, 
20.7.1936, <https://www.cia.gov/library/readingroom/
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(Zugriff am 4.1.2019).

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  andere einen abgestuften Ansatz befürworteten, der auch hybriden Bedrohungen gerecht
                     wird. Der Kom­promiss war die Erstellung sogenannter Graduated Response Plans (GRP)
                     ab 2014 für verschiedene geo­graphische Räume, etwa die baltische Region.
                  

                  Die GRPs gehen über die bisherigen allgemein gehaltenen Planungen hinaus. Allerdings
                     sind sie vor allem für die ersten Kräfte vor Ort spezifiziert, also für die VJTF und
                     die restliche NRF, weniger detailliert für die Folgekräfte. In erster Linie wollen
                     nämlich jene Staaten, die Verstärkungen stellen sollen (z.B. die USA), in einer Krise
                     die politische Kontrolle behalten. Dies betrifft hauptsächlich Krisen, die durch hybride
                     Aktionen gekennzeichnet wären und bei denen die Qualifizierung als Angriff schwierig
                     wäre, ebenso wie die Zuordnung zu einem Angreifer. Die Staaten wol­len durch politische
                     Kontrolle sicherstellen, dass durch schrittweise, aber wirkungsvolle Truppenverstärkungen
                     die Lage stabilisiert werden kann und dies zur Stärkung der Abschreckung beiträgt
                     und damit zur Deeskalation.
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 Tabelle 1 (Forts.) Wichtige Beschlüsse zur Nato-Anpassung seit 2014
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Graduated Response Plans (GRPs) (2014)

                              
                              	
                                 
                                    	
                                       Erarbeitung neuer regionaler Pläne für abgestuften Einsatz der VJTF, NRF und von sogenannten
                                             Follow-on Forces in einer Krise zur Verstärkung von Abschreckung und zur Verteidigung,
                                             im Norden, Osten und Südosten des Nato-Gebiets

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 NATO Readiness Initiative 4‑30 (NRI) (2018)d

                              
                              	
                                 
                                    	
                                       bis 2020 wollen Nato-Staaten 30 Staffeln Kampfflugzeuge, 30 große Kriegsschiffe und
                                             30 Kampftruppenbataillone in höchstens 30 Tagen im Einsatzraum einsatzbereit haben

                                    

                                    	
                                       diese sollen zu hocheinsatzbereiten Heeres-Großverbänden (Brigaden), maritimen Einsatzgruppen
                                             und Geschwader der Luftstreitkräfte weiterentwickelt werden

                                    

                                    	
                                       keine neuen, sondern bessere Einsatzbereitschaft vorhandener Kräfte

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 
                                    
                                       d NATO, »Brussels Summit Declaration«, Press Release (2018) 074, Brüssel, 11.7.2018, Paragraph 14.

                                    

                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Namentlich die Staaten an der östlichen Nato-Grenze, die sich besonders bedroht fühlen
                     und als Erste von einem Angriff betroffen wären, erwarten hingegen, dass detailliertere
                     Pläne mit eindeutiger Kräfteassignierung ausgearbeitet werden und weitere regionale
                     Truppenstationierungen stattfinden. Die Nato hat im Frühjahr 2019 eine (eingestufte)
                     neue Nato-Militärstrategie verabschiedet, die erste seit 1967. Ihr soll ein umfassendes
                     Konzept für die Ab­schreckung und Verteidigung in der euroatlantischen Region folgen.
                     In diesem Rahmen soll auch die Frage detaillierter Vorausplanungen und Kräftezuordnungen
                     neu betrachtet werden.
                  

                  Das zweite zentrale Feld der Anpassung betrifft die Nato-Kommandostruktur (NATO Command
                           Structure, NCS). Die NCS bezeichnet das Netzwerk aus multinational inte­grierten militärischen Kommandobehörden
                     der Nato auf strategischer und operativer Ebene. Durch die stehende NCS soll die Nato
                     jederzeit über ein klares Lagebild verfügen, sofort planen und der politischen Ebene
                     schnell Optionen vorlegen können. Die NCS soll Einsätze jeder Größenordnung und Komplexität
                     führen können.
                  

                  Nachdem die Reform der Streitkräftestruktur 2014 in die Wege geleitet worden war,
                     beschlossen die Staaten 2016 auch eine Überprüfung der Kommandostruktur.54 Dabei fiel auf: Die Nato besaß gar nicht die Führungskapazitäten, die sie für ihr
                     lange vor 2014 formuliertes Ambitionsniveau brauchte, also um fol­gende Operationen durchführen zu können: zwei
                     große (Major Joint Operation: MJO; Korpsgröße bei Landstreitkräften) und sechs kleine
                     Operationen (Smaller Joint Operations: SJO; Divisions- und Brigade­stärke) oder eine
                     sehr große Operation (MJO+; meh­rere Korps). Die NCS musste so angelegt werden, dass
                     sie (wieder) größere Operationen zur Verteidigung planen, üben und führen konnte.
                     Zudem mussten neue Elemente, wie Cyberoperationen und komplexe Logistik, aufgenommen
                     werden. Schließlich muss die NCS weiterhin imstande sein, Stabilisierungsaufgaben
                     zu übernehmen.
                  

                  Diese militärischen Fragen hatten politische Auswirkungen. Zwar war die Notwendigkeit
                     einer NCS-Reform unumstritten, vor allem die westlichen Alli­ierten wollten aber höhere
                     Kosten und Verteilungskämpfe im Rahmen einer Neustationierungsdebatte vermeiden. Daraus
                     resultierte zunächst eine Ergänzung der Kommandostruktur, aber keine grund­legende
                     Veränderung derselben.
                  

                  Auf dem Gipfel in Brüssel 2018 haben die Bündnis­partner dann eine strukturelle Entscheidung
                     getrof­fen: ein moderater Aufwuchs der Kommandostruktur, mit Fokus auf Logistik, militärischer
                     Mobilität und Cyber­abwehr. Rund 1200 neue Dienstposten sind geschaf­fen worden (zum
                     Vergleich: im Kalten Krieg gab es 16000 Posten, jetzt circa 7000, die um 1200 ergänzt werden sollen). Zwei neue Kommandos
                     sollen den Nato-Staaten ermöglichen, zur Verstärkung vor­gesehene Truppen zu verlegen
                     und zu schützen. Das US-geführte Joint Force Command Atlantic in Norfolk/ Virginia
                     wird die Luft- und Seewege zwischen Nord­amerika und Europa auf dem Atlantik sichern,
                     zum Beispiel für US-Verstärkungskräfte, die in Europa eingesetzt werden sollen. Das
                     in Ulm angesiedelte Joint Support and Enabling Command (JSEC) unter deutscher Führung
                     wird unter anderem die Bewe­gung von Truppen und Material und deren Schutz in Europa
                     organisieren. Überdies wird ein Zentrum für Cyberoperationen im obersten militärischen
                     Hauptquartier SHAPE eingerichtet.
                  

                  Die volle Funktionsfähigkeit der NCS wird sich allerdings nur erreichen lassen, wenn
                     sie mit den militärischen HQs der Nationen besser zusammen­arbei­tet. Diese nationalen
                     HQs können ebenso für natio­nale Einsätze oder EU-Missionen genutzt wer­den. Damit
                     bleibt der Gesamtaufwand für die Staaten begrenzt. Auf diese Weise kann zum Beispiel Deutsch­land als Führungsnation für eigene Vorhaben, etwa in der EU, auf das JSEC in Ulm zurückgreifen.
                     Das bedeutet zwar für Deutschland höhere Kosten, weil der Grundbetrieb nicht durch
                     Common Funding der Nato gedeckt wird, aber eben auch mehr Mitsprache.
                  

                  Drittens geht es um die Anpassung und Beschleunigung der Entscheidungsfindung auf
                           Nato-Ebene.

                  Die Nato muss glaubwürdig vermitteln können, dass sie im Krisenfall handlungsfähig
                     ist. Krisen können sich trotz einer Verbesserung von Aufklärung und Frühwarnindikatoren
                     schnell entwickeln. Daher müssen der Nordatlantikrat (NAC), das höchste poli­tische
                     Gremium der Nato, und die nationalen Ent­scheidungsträger in die Lage versetzt werden,
                     eine Krisensitua­tion schnell zu identifizieren, zu analysieren, den Handlungsbedarf
                     zu benennen und ent­sprechende Antworten zu definieren.
                  

                  Das heißt erstens, über militärische Optionen zu verfügen, über die die Nato entscheiden
                     kann. Es bedeutet zweitens, dass der Entscheidungsprozess auch unter erschwerten Bedingungen
                     (Zeitdruck, Lahmlegung kritischer Infrastrukturen, nukleare Erpressungsversuche) gewährleistet
                     ist. Detaillierte Planung und zügige Entscheidungsfindung zusammen ermöglichen eine
                     effektive Nato-Reaktion.
                  

                  Teil der Kultur schneller Entscheidungen ist die Abwägung, ob in bestimmten Situationen
                     militärische Schnelligkeit oder politische Kontrolle Priorität hat: Wie viel darf
                     der ranghöchste militärische Kom­mandeur der Nato, der Supreme Allied Commander Europe
                     (SACEUR), entscheiden, für welche Entscheidungen benötigt er eine politische Autorisierung
                     durch die Alliierten und für welche Entscheidungen kann oder muss er Vorabautorisierungen
                     erhalten?
                  

                  Das Verhältnis von politischer Kontrolle und (präautorisierter) militärischer Entscheidungsgewalt
                     hat sich seit dem Ende des Kalten Krieges verändert. Im Kalten Krieg waren die Nato-Staaten
                     bereit, dem SACEUR weitreichende Kompetenzen zuzugestehen, weil ein möglicher Krisenfall
                     sich rasch zu einer exis­tentiellen Bedrohung, also zum Verteidigungsfall ent­wickeln
                     konnte. Während der letzten 20 Jahre des Krisenmanagements hingegen hat der SACEUR
                     Ent­scheidungsbefugnisse eingebüßt. Nun stellt sich die Frage, ob das Verhältnis erneut
                     angepasst werden muss.55

                  In einigen Staaten, wie Polen, dominiert die Sorge, die Nato würde aufgrund politischer
                     Entscheidungsprozesse zu spät reagieren und vor vollendete Tat­sachen gestellt werden.
                     Diese Länder wollen daher dem SACEUR mehr Entscheidungsgewalt zubilligen. Staaten
                     wie Deutschland oder Frankreich befürchten indessen, eine schnelle militärische Reaktion
                     ohne politische Untermauerung könnte einen Konflikt verschärfen. Auch könnte es nachträglich
                     kontroverse Debatten darüber geben, ob die Reaktion angemessen war. Nicht auszuschließen
                     ist das Risiko, dass Staaten ihre Einheiten zurückbehalten, wenn sie die Ein­schätzung
                     des SACEUR nicht teilen. Der Schaden für die politische und militärische Glaubwürdigkeit
                     der Nato wäre enorm.
                  

                  Hier zeigt sich eine Spaltung innerhalb der Nato. Die meisten mittel- und osteuropäischen
                     Staaten be­fürworten eine Übertragung weitreichenderer Kompe­tenzen. Sie fühlen sich
                     aufgrund ihrer geographisch exponierten Lage von Russland bedroht, und da sie nur
                     über kleine oder begrenzte nationale Verteidigungskräfte verfügen, sind sie von der
                     militärischen Unterstützung anderer stärker abhängig als die west­europäischen Staaten.
                     Die meisten anderen Alliierten sind zurückhaltend. Die USA sprechen sich ebenfalls
                     für eine Kompetenzausweitung aus, sind aber ein Sonderfall: Der SACEUR ist gleichzeitig
                     Befehlshaber des US European Command (USEUCOM) und somit stets ein US-amerikanischer
                     General oder Admiral.
                  

                  Zwar verfügt der SACEUR de jure über beträcht­liche Kompetenzen. In den Jahren des
                     Krisenmanage­ments hat es sich allerdings eingebürgert, dass die Oberbefehlshaber
                     diese nicht in Anspruch nehmen. Stattdessen warten sie auf politische Weisung, weil
                     sie sich der politischen Wirkung ihres Handelns, aber auch der militärischen Zurückhaltung
                     einiger poli­tischer Entscheider bewusst sind.
                  

                  Seit 2014 haben die Nato-Staaten entschieden, die Kompetenzen des SACEUR geringfügig
                     zu erweitern. Heute kann er bestimmte Truppen alarmieren und bereithalten, damit sie
                     unverzüglich einsetzbar sind, sobald die politische Entscheidung getroffen ist. Die
                     Verlegung in den Einsatzort und der Einsatz selbst erfordern die Entscheidung des
                     NAC.
                  

                  Diese Kompetenzerweiterung ordnet sich in den Kontext weiterer Beschlüsse ein, die
                     die Entscheidungsbefähigung stärken sollen: Beschlüsse mit dem Ziel, das Informations-
                     und Frühwarnsystem zu ver­bessern, das NATO Crisis Response System zu über­prüfen,
                     die Entscheidungsverfahren zu beschleunigen und die GRPs zu entwickeln.
                  

                  Der SACEUR hat jedoch nicht die Kompetenzen aus der Zeit des Kalten Krieges zurückbekommen.
                     Damit einher geht der Vorteil, dass er durch etwaiges Han­deln in der militärischen
                     Logik nicht eine ungewollte politische Eskalation bewirkt. Zugleich ist das War­ten
                     auf die politische Billigung seiner Vorschläge, vor allem in einigen Hauptstädten,
                     mit einem Nachteil ver­bunden: Ein entschlossener, rasch handelnder Gegner, der zudem
                     unberechenbar agiert (indem er z.B. hybride Mittel einsetzt), kann die gesamte Nato vor vollendete Tatsachen stellen
                     und sie handlungsunfähig machen – ohne dass der SACEUR frühzeitig zu handeln vermag.
                  

                  Im Jahr 2017 hat die Nato ein Konzept beschlossen, mit dem sie ihr Kräftedispositiv, ihr Übungsprogramm und ihre Verlautbarungen besser planen und ko­ordi­nieren will. Dabei spielt der
                     intensivierte Austausch zwischen der politischen Ebene, dem NAC und dem militärischen
                     Oberbefehlshaber SACEUR eine ent­scheidende Rolle. Wird dieser Ansatz zur geregelten
                     Praxis, stellt sich die Frage größerer Kompetenzen für den SACEUR kaum mehr, weil
                     er dann nach politi­scher Debatte im Bündnis erhält, was notwendig ist.
                  

                  Zudem erarbeitet die Nato seit 2019 – auf Grundlage der 2019 verabschiedeten neuen
                     Militärstrategie – ein Gesamtkonzept für Abschreckung und Ver­teidigung der Euroatlantischen
                     Region. Darin ist zu klären, unter welchen Bedingungen und zu welchem Zeitpunkt dem
                     SACEUR welche Kompetenzen in einer Krise oder bei einem Überraschungsangriff zugesprochen
                     werden müssen. Erwartet wird auch, dass diese Arbeiten zu genauen Vorausplanungen für bestimmte Regionen führen, die die nach 2014 erstellten GRPs ersetzen würden.
                  

                  Das weitaus größere Problem liegt letztlich im Bereich der »Readiness«, der Einsatzbereitschaft:
                     Können die Staaten überhaupt ausreichend Truppen bereitstellen, und das schnell genug?
                     Die Umsetzung der Readiness Initiative und das Wiedererlangen einer culture of readiness, wie auf dem Nato-Gipfel 2018 gefordert, sind von zentraler Bedeutung.
                  

                  Darüber hinaus droht die Debatte die Aufmerksamkeit von anderen, relevanteren Themen
                     abzulenken, etwa der Vorbereitung auf Szenarien wie Angriffe auf kritische Infrastrukturen oder Cyberbedrohungen. Hier stellt sich die Frage der
                     SACEUR-Verantwortlich­keiten nicht, da die erste Antwort auf nationaler Ebene und häufig im nichtmilitärischen Bereich gegeben werden muss.
                  

                  Beim Thema Entscheidungs­schnelligkeit der Nato im Krisenfall geht es letztlich um
                     gegenseitiges Vertrauen und um Glaubwürdigkeit.
                  

                  Beim Thema Entscheidungsschnelligkeit der Nato im Krisenfall geht es letztlich um
                     gegenseitiges Ver­trauen und um Glaubwürdigkeit. Für einige Staaten steht der Zweifel
                     an der gebotenen Schnelligkeit stell­vertretend für den Zweifel an der Verlässlichkeit
                     der Zusagen und der generellen Bereitschaft anderer Alli­ierter, im Krisenfall einzugreifen.
                     Mit diesem Kern­problem müssen sich die Bündnispartner befassen.
                  

                  Glaubwürdigkeit lässt sich unabhängig von Entscheidungsprozessen und Strukturen demonstrieren,
                     etwa durch die glaubhaft schnelle Bereitstellung von Folgekräften, durch funktionierendes
                     Material, stei­gende und sinnvoll eingesetzte Verteidigungsausgaben, Artikel‑5-Szenario-Übungen
                     (wie Trident Junc­ture 201856), detaillierte Vorausplanungen (Contin­gency Operation Plans) und gegebenenfalls
                     Vorrats­beschlüsse.
                  

               

               
                  Fazit

                  Bei den Reformen, die seit 2014 im Bereich Governance angestrengt wurden, sind drei
                     Aspekte pro­blematisch. Erstens die geringe Geschwindigkeit, mit der Veränderungen
                     sichtbar werden. Das liegt nicht unbedingt am fehlenden Willen; es braucht schlicht
                     Zeit, Entscheidungen wie die Bereitstellung neuer Ausrüstung umzusetzen.
                  

                  Zweitens der Kompromisscharakter, der zwar er­möglicht, alle Alliierten an Bord zu
                     haben, andererseits aber teils zu symbolischen oder für einige Staa­ten unbefriedigenden
                     Entscheidungen führt. So muss etwa ein Kompromiss gefunden werden zwischen der For­derung
                     nach Truppenpräsenz in den östlichen Nato-Staaten und der Forderung, die Nato-Russland-Grundakte zu respektieren.

                  Drittens bereitet sich die Allianz immer noch auf ein relativ traditionelles militärisches
                     Szenario vor, das nur einen Teil der Bedrohungen abdeckt. Sicher­lich hat sich die
                     Nato breiter aufgestellt, vor allem im Bereich Cyber- und hybride Bedrohungen. Davon
                     zeugen das Cyberspace Operations Centre und das European Centre of Excellence for
                     Countering Hybrid Threats, in dem EU und Nato zusammenarbeiten. Doch muss die Nato
                     Abschreckung und Verteidigung stärker domänenübergreifend denken, planen und üben,
                     das heißt militärisch und zivil; und mit Part­nern (Staaten, EU). Es bedeutet auch, Handlungsoptio­nen für
                     die Grauzonen zu entwickeln. Das Bündnis muss reaktionsfähig sein, wenn sich der Graubereich
                     zwischen Krieg und Frieden ausdehnt, in dem zwar Gewalt eingesetzt wird, diese aber
                     weder eindeutig einer Konfliktpartei zugeordnet werden kann noch einen klaren militärischen
                     Charakter hat – wenn also kein Verteidigungsfall im klassischen Sinne vor­liegt, dafür
                     jedoch ein Nato-Land destabilisiert wird oder seine Entscheidungszentren lahmgelegt
                     werden. Die Nato muss die Szenarien erweitern, auf die sie sich vorbereitet, die aktuellen
                     Nato-Pläne besser mit natio­nalen Plänen verbinden und umfassende An­sätze einbauen.
                     All das kann indes nur mit Unter­stützung der Staaten gelingen, weil sie diese Entwicklungen
                     anstoßen und umsetzen müssen.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Ressourcen und Fähigkeiten

               Der dritte Erfolgsfaktor für die Handlungsfähigkeit der Nato ist die Bereitstellung
                  von Ressourcen.
               

               
                  Steigende Verteidigungsausgaben seit 2014

                  Über die faire Lastenteilung für die gemeinsame Ver­teidigung wird seit der Gründung
                     der Nato gestritten. Regelmäßig wird der begründete Vorwurf laut, die Europäer würden
                     einen ungleich größeren Teil der Last auf die USA abwälzen.57

                  Auf Druck der USA konzentriert sich die Debatte seit 2017 vor allem auf die Verteidigungsausgaben
                     und das sogenannte 2‑Prozent-Ziel, während andere Bereiche wie die militärischen Fähigkeiten
                     weniger Aufmerksamkeit erhalten. Das 2‑Prozent-Ziel tauchte bereits beim Gipfel in
                     Prag 2002 auf. 2014 haben es die Nato-Staaten – erstmals auf Ebene der Staats- und
                     Regie­rungschefs – in der Gipfelerklärung von Wales im Rahmen des Defence Investment
                     Pledge (DIP) verankert.58 Die Alliierten verpflichten sich, 2 Prozent ihres BIP für Verteidigung auszugeben.
                     20 Prozent davon sollen in Beschaffung, Forschung und Ent­wicklung fließen. Darauf
                     wollen die Bündnispartner bis 2024 hin­arbeiten, um die Nato-Fähig­keitsziele zu erfüllen
                     und die bestehenden Fähigkeitslücken zu beseitigen. Darüber hinaus verpflichten sie
                     sich, ihre Streitkräfte entsprechend den Nato-Vor­gaben auf­zustellen und Interoperabilität
                     zu gewährleisten. Es geht also nicht nur um mehr Geld. Der DIP enthält die klare Vorgabe,
                     diese Investitionen an den Nato-Planungsvorgaben zu orientieren.
                  

                  Juristisch ist die Frist jedoch weich: Die Staaten, die das 2‑Prozent- und das 20‑Prozent-Ziel
                     noch nicht erreichen, sollen sich diesen Vorgaben bis 2024 an­nähern. Politisch haben die Alliierten die Verbindlichkeit dieser Ziele wiederholt bekräftigt,
                     etwa auf allen Gipfeltreffen. Um die DIP-Umsetzung differenzierter einschätzen zu
                     können, haben die Nato-Staaten 2017 beschlossen, dass jede Regierung zum Jahresende
                     den Fortschritt in drei Kategorien belegen sollte, den so­genannten drei »Cs«: »Cash«
                     (Verteidigungsausgaben), »Capabilities« (Fähigkeiten) und »Commitments« (Beiträge
                     zu Operationen). Die Staaten sollen einen Plan vorlegen, wie sie bis 2024 die vereinbarten
                     Ziel­vorgaben von 2 Prozent und 20 Prozent umsetzen wollen (vorbehaltlich der Billigung
                     des Haushalts durch die Parlamente). Das Ergebnis wird bei den Verteidigungsministertreffen
                     im Februar des Folge­jahres besprochen.
                  

                  Die Verteidigungshaushalte vieler Nato-Staaten sind seit 2014 gestiegen, einige sogar
                     beträchtlich.
                  

                  Tatsächlich sind die Verteidigungshaushalte vieler Nato-Staaten seit 2014 gestiegen,
                     einige sogar be­trächt­lich. Vom 2‑Prozent-Ziel bleiben hingegen viele weit entfernt.
                     Zwar gaben einige Staaten 2018 deut­lich mehr aus als 2014 (z.B. Litauen), bei vielen ande­ren aber stagnieren die Aufwendungen (z.B. Spanien). 2014 erreichten 3 von 29 Staaten (USA, Großbritan­nien, Griechenland)
                     das 2‑Prozent-Ziel. 2018 waren es 7 (neu hinzu kamen Estland, Lettland, Litauen und
                     Polen; siehe Graphik 1, S. 28). 2024 könnten es 15 Al­li­ierte (von 29)59 sein.60

                  Eine positive Entwicklung ist auch für das 20‑Pro­zent-Investitionsziel zu verzeichnen:
                     2014 erreichten 7 Staaten das Ziel, 2018 waren es 16 Alliierte (siehe Graphik 2, S. 29).
                  

                  
                     Ein kontroverses Ziel

                     Eine faire Verteilung der Lasten ist wichtig für den Zusammenhalt eines Verteidigungsbündnisses,
                        die Solidarität unter Alliierten und die Glaubwürdigkeit der einzelnen Bündnispartner.
                        Aus dieser Perspektive klingt das 2‑Prozent-Ziel verständlich und solidarisch: Alle
                        Staaten tragen mit dem gleichen Anteil ihrer Wirt­schaftsleistung zur Entwicklung
                        der militärischen Fähigkeiten bei, die der Verteidigung der Gemeinschaft dienen.
                     

                     Die Zahl allein ist jedoch nicht aussagekräftig genug, um die Verteidigungsfähigkeit
                        der einzelnen Alliierten und deren fairen Beitrag zu den gemein­samen Lasten zu messen
                        und gegebenenfalls zu ver­bessern.61 Politisch ist fraglich, ob das Insistieren von US-Präsident Trump auf dem Ziel tatsächlich
                        alle Alli­ierte zu höheren Militärausgaben animiert. Es könnte in einigen Ländern
                        auch kontraproduktiv wirken, da einzelne politische Gruppierungen es (fälschlich)
                        als Forderung des US-Präsidenten ablehnen.
                     

                     Hinzu kommen methodische Probleme. Erstens fokussiert das Ziel auf den Input, also
                        die Investition. Die Effizienz (Output), also wie viel Nutzen dieser Input bringt
                        und wie er zur Stärkung der Streitkräfte beiträgt, wird zwar Nato-intern analysiert,
                        spielt aber 
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                     ansonsten eine geringe Rolle. Gelder könnten in Aus­rüstung investiert werden, die
                        nicht den Nato-Pla­nungszielen entspricht, und würden trotzdem auf das 2‑Prozent-Ziel
                        angerechnet werden. Eine Steigerung auf 2 Prozent würde in so einem Fall die numerische
                        Vorgabe erfüllen, aber wenig über den tatsächlichen Beitrag zur Verbesserung der Verteidigungsfähigkeit
                        aussagen. Gleichzeitig würden Bemühungen von Ver­bündeten nicht valorisiert, die sinnvolle(re)
                        Beiträge leisten, dabei jedoch unter 2 Prozent bleiben. Ein hoher Haushalt bedeutet
                        nicht automatisch einen großen Beitrag zur Nato – und auch keine einsetz­baren Streitkräfte.
                     

                     Zweitens führt die Verbindung eines festen Aus­gabenwertes (2 Prozent) mit einem variierenden
                        Wert (BIP) zu politisch fragwürdigen Signalen. Griechenland ist danach ein Musterbeispiel,
                        weil es das 2‑Pro­zent-Ziel erreicht. Das liegt allerdings daran, dass sein BIP aufgrund
                        des wirtschaftlichen Abschwungs schnel­ler sank als die Verteidigungsausgaben. Ande­rerseits –
                        wenn Wirtschaft und BIP wachsen – kann der Anteil des Verteidigungshaushalts am BIP
                        sinken, obwohl die realen Zahlen steigen. Ein Land könnte in diesem Fall zwar für
                        Verteidigung mehr ausgeben, aber auf dem Papier trotzdem schlechter dastehen.
                     

                     Das Gewicht der realen Zahlen sollte nicht darüber hinwegtäuschen, dass die kleineren
                        Staaten einen relativ größeren Teil der gemeinsamen Verteidigungslasten schultern.
                     

                     Drittens sollte die reale Höhe des Haushalts berück­sichtigt werden: Zum Beispiel
                        erfüllen Griechenland und Estland die 2‑Prozent-Vorgabe. Da ihr Ver­teidigungshaushalt
                        jedoch zahlenmäßig gering ist, tragen sie insgesamt weniger zu den Fähigkeiten der
                        Nato bei. Wenn ein Land den DIP umsetzt, ist dies als politisches Signal enorm wichtig;
                        dennoch haben Stei­gerungen oder Senkungen in Ländern mit klei­neren Haushalten eine
                        geringere Auswirkung auf die insgesamt für die Nato verfügbaren Ressourcen. Frankreich,
                        Deutschland und Großbritannien steuern hingegen den Löwenanteil der europäischen Ver­teidigungsausgaben
                        bei. Hier würde eine Steigerung auf 2 Prozent bzw. das Halten dieser Marke einen greif­baren
                        Unterschied bedeuten. So beträgt der deut­sche Verteidigungshaushalt 2019 etwa 43,2 Milliar­den
                        Euro, was vermutlich mehr als 1,2 Prozent des BIP entspricht,62 während Planungen zufolge die 2,11 Prozent des estnischen BIP von 2019 einem Ver­teidigungshaushalt
                        von 586 Millionen Euro entsprechen werden.63 Das Gewicht der realen Zahlen sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die
                        kleine­ren Staaten, die die DIP-Vorgaben erfüllen, relativ gese­hen einen weitaus
                        größeren Teil der gemein­samen Verteidigungslasten schultern.
                     

                     Viertens sind Verteidigungshaushalte nur schwer zu vergleichen, weil Staaten unterschiedliche
                        Dinge damit finanzieren und unterschiedlich gut mit ihren Mitteln wirtschaften.64 Das Beispiel USA illustriert, wie schwierig eine faire Analyse von Verteidigungsausgaben
                        und Nato-Beiträgen ist. Mit 3,4 Prozent erreichen die USA das 2‑Prozent-Ziel spielend.
                        Sie stellen rund 50 Prozent der Fähigkeiten, die die Nato für alle ihre Aufgaben braucht;
                        sogar deutlich mehr in einigen Feldern, wo hochwertige Fähigkeiten gefragt sind (z.B. strategische Aufklärung, Raketenabwehr, Präzisionsmunition, elektronische Kampfführung,
                        Flugzeugträger, mechanisierte Großverbände). Andererseits fließt nur ein geringer
                        Teil ihrer Verteidigungsmittel in den Unterhalt für die Nato in Europa: Die direkte
                        Finanzierung der Gemeinschaftshaushalte für Infrastruktur und Übungen der Nato, die Kosten der militärischen Präsenz der USA in Europa (ohne EDI) sowie die Militärhilfe machen lediglich 5 Prozent des US-Verteidigungshaushalts
                        aus.65 Für die Gemeinschaftshaushalte bringen sie 22 Prozent auf, obwohl ihr BIP ungefähr
                        50 Prozent des akkumu­lierten BIP aller Verbündeten entspricht.
                     

                     Die Nato selbst hat Metriken entwickelt, um die Debatte über die Lastenteilung zu
                        differenzieren, etwa die drei »C« (Cash, Capabilities, Commitments). Vorschläge von
                        Think-Tanks ergänzen sie. Die meis­ten zielen auf eine Definition von Output-Kriterien,
                        empfehlen also, anstatt des Inputs die tatsächlichen Beiträge der Staaten zur Verteidigungsfähigkeit
                        zu messen, wie Fähigkeiten, Einsatzbereitschaft oder Durch­haltevermögen.66 Andere wollen Beiträge zu Sicherheit und Stabilität im weiteren Sinne einbeziehen,
                        etwa in Form von Aufnahme von Flüchtlingen,67 oder zivile Beiträge, die militärisch notwendig sind, wie Investitionen in die Infrastruktur.68 Eine weitere Idee lautet, das 2‑Prozent-Verteidigungsziel in ein 3‑Prozent-Sicherheitsziel
                        weiterzuentwickeln, das Ausgaben aus anderen Bereichen einbeziehen würde, zum Beispiel
                        für Krisenprävention.69

                     Bis heute konnte sich keine dieser Alternativen durchsetzen – nicht nur, weil die
                        2‑Prozent-Formel so eingängig ist. Vor allem kann ein politisch ver­einbartes und
                        von allen Nato-Staaten gebilligtes Ziel nachträglich nur unter großen politischen
                        Kosten geändert werden. Änderungsvorschlägen von Län­dern, die das Ziel nicht erreichen,
                        fehlt zudem die Glaubwürdigkeit. Im Raum steht der Verdacht, dass sie nachverhandeln
                        wollen, um von der eigenen Nichterfüllung der Ziele abzulenken. Schließlich hält die
                        US-Regierung am 2‑Prozent-Ziel fest; auch deshalb wird es relevant bleiben und weiterhin Konfliktstoff liefern.

                  

                  
                     Die Rolle Deutschlands

                     Die Bundesregierung wird 2019 circa 43,2 Milliarden Euro für Verteidigung ausgeben,
                        was vermutlich über 1,2 Prozent des BIP liegen wird.70 2014 betrug der Ver­teidigungshaushalt noch 32,4 Milliarden Euro. Streng genommen
                        erfüllt Deutschland damit einen Teil des 2014 unterzeichneten Defence Investment Pledge:
                        näm­lich die Ausgaben zu steigern und 2 Prozent anzustreben. Jedoch gibt es noch keine
                        belastbaren Planungen, wie Deutschland das 2‑Prozent-Ziel errei­chen will.
                     

                     Die im Rahmen der Nato vereinbarten Pläne zur Umsetzung des DIP hat Deutschland bisher
                        verspätet und unvollständig eingereicht.
                     

                     Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärte 2018, dass Deutschland anstatt der 2‑Prozent-Marke
                        das Ziel 1,5 Prozent des BIP bis 2025 erfüllen will.71 Das ent­spräche (nach Schätzungen von 2019) circa 60 Mil­liar­den Euro. Im Haushaltsentwurf
                        2019 und im Finanz­plan bis 2022 ist eine Anhebung des Verteidigungshaushaltes auf
                        rund 43,9 Milliarden Euro vorgesehen (siehe Graphik 3, S. 32). Konkrete Angaben darüber, wie die Bundesrepublik das 1,5‑Prozent-Ziel bis 2025
                        erreichen will, liegen bislang nicht vor. Die im Rah­men der Nato vereinbarten Pläne
                        zur Umsetzung des DIP, die jährlich vorgelegt werden sollen, hat Deutschland bisher
                        verspätet und unvollständig eingereicht. Das hat bei anderen Alliierten zu Ver­wunderung
                        und Zweifeln an der Ernsthaftigkeit der Bemühungen der Bundesregierung und letztlich
                        an ihrer Glaubwürdigkeit geführt.
                     

                     Unabhängig von der Kritik der Partner droht ohne eine Aufstockung des Verteidigungsetats
                        erstens eine fortgesetzte eingeschränkte Handlungsfähigkeit der Bundeswehr. Jahrelange
                        Sparmaßnahmen und Pro­bleme in der Beschaffung und Verwaltung erklären die Missstände,
                        etwa warum ein Großteil der Aus­rüstung nicht verfügbar ist. Darauf weist der Wehr­beauftragte
                        des Bundestags regelmäßig hin.72 Die Bundeswehr kann daher viele Aufgaben nur unter größten Anstrengungen erledigen,
                        wie die Führung der VJTF 2019.73 Es geht darum, notwendige Fähig­keiten zu erhalten, eingegangene EU- und Nato-Verpflichtungen
                        zu erfüllen und europäische Koope­ra­tionsvereinbarungen einzuhalten, wie zum Beispiel
                        die gemeinsame U-Boot-Flotte mit Norwegen. Berech­nungen zufolge fehlen bis 2023 circa
                        30 Milliarden Euro.74 Hinzu kommt: Für die erfolgreiche Durch­führung von Großprojekten ist langfristige
                        Planungs­sicherheit nötig. Erst wenn die erforderlichen Mittel offiziell verplant
                        sind, können Beschaffungsbehörden Projekte ausschreiben.
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                     Zweitens steht Deutschlands Glaubwürdigkeit als Partner auf dem Spiel, wenn der Etat
                        nicht aufgestockt wird. Denn Planungssicherheit ist auch auf internationaler Ebene
                        wichtig. Die Bundesregierung hat sich als militärischer Anlehnungspartner für 20 Staaten
                        in Europa positioniert, etwa im Rahmennationenkonzept. Darauf richten Nato- und EU-Part­ner
                        bereits ihr Handeln aus und begeben sich in Abhängigkeit von Deutschland, wie die
                        Integration deutscher und niederländischer Heereskräfte zeigt. Weitere Staaten, wie
                        Ungarn, wollen Beiträge zu einem gemeinsamen Streitkräfteverband leisten und orientieren
                        sich ebenfalls immer stärker an Deutschland, etwa indem sie deutsche Ausrüstung beschaffen.
                        Kann Deutschland Zusagen nicht einhalten, be­einträchtigt das Kooperationen und wirkt
                        sich negativ auf seine Partner und letztlich auf die europäische Handlungsfähigkeit
                        aus. Deutsche Schwächen über­tragen sich so auf Partner.
                     

                  

               

               
                  Fähigkeiten

                  Das Verteidigungsdispositiv der Nato basiert auf der Kombination von zwei Elementen:
                     modernen Waf­fen­systemen und Streitkräften, die reibungslos zu­sammenarbeiten können.
                     Daher ist die Investition in die richtigen Fähigkeiten eine wesentliche Voraus­setzung
                     für ein glaubwürdiges Verteidigungsverspre­chen. Die Nato hilft dabei zu beurteilen,
                     welche Fähig­keiten das Bündnis und die Alliierten benötigen.
                  

                  Die politischen Vorgaben dafür legen die Alliierten regelmäßig in der (eingestuften)
                     Political Guidance (PG) für die Streitkräfteentwicklung der Nato-Staaten fest. Die
                     jüngste PG vom Februar 2019 übernimmt, soweit bekannt, weitgehend die Eckdaten der
                     alten PG von 2015. Demzufolge will die Nato in der Lage sein, auf alle aus heutiger
                     Sicht absehbaren Heraus­forderungen im Rahmen der kollektiven Verteidigung und der
                     internationalen Krisenbewältigung zu reagie­ren. Zur Bestimmung des dazu notwendigen
                     Streit­kräfte-Pools und der erforderlichen Fähigkeiten (des sogenannten »Level of
                     Ambition«) orientiert sie sich an mehreren generischen Einsatzszenarien: nämlich zwei
                     große (MJO [siehe oben, S. 23]; Heereskräfte in Korpsgröße plus Luftwaffe und Marine) und sechs kleine Operationen
                     (SJO; Heereskräfte in Divisions- oder Brigadestärke), oder eine sehr große Operation
                     (MJO+; mehrere Korps, bis zu 100000 und mehr Kräf­te). Die PG 2019 legt allerdings deutlich mehr Wert auf qualitative Vorgaben: Einsatzbereitschaft und Ver­fügbarkeit für mehrere Regionen gleichzeitig, Cyber­abwehr, Luftverteidigung und
                     Flugkörper-Abwehr.
                  

                  Damit das Bündnis verlässlich über die Fähigkeiten verfügt, die notwendig sind, um
                     die Ziele der PG zu erreichen, existiert (zusätzlich zu nationalen Planun­gen) der
                     NATO Defence Planning Process (NDPP). Er übersetzt die PG in eine Reihe von Fähigkeiten
                     und Anforderungen an die Staaten. Diese Fähigkeiten müssen nicht nur den Herausforderungen
                     des Sicher­heitsumfelds entsprechen, sie sollten im besten Fall auch zukünftige Entwicklungen
                     in Rechnung stellen, etwa künstliche Intelligenz (KI). Es gibt jedoch nur wenige Fähigkeiten,
                     die die Nato selbst unterhält, zum Beispiel die Aufklärungsflugzeuge AWACS. Die große
                     Masse stellen die Staaten. Die Einsatzfähigkeit der Nato hängt folglich von den Fähigkeiten
                     ihrer Mitglieder und deren Bereitschaft ab, sie der Nato zur Verfügung zu stellen.
                  

                  Bis 2014 haben die Nato-Staaten ihre NDPP-Ver­pflichtungen selten voll erfüllt. Die
                     Liste der »Main Shortfall Areas« – der fehlenden Fähigkeiten, bei­spielsweise solche
                     für den Transport – reduzierte sich kaum. Seit 2014 hat sich die Situation geändert.
                     Das Gefühl, in höherem Maße bedroht zu sein, hat zahlreiche Staaten zu einer größeren
                     Ernsthaftigkeit bei dem Bemühen veranlasst, die Zusagen einzuhalten. Die steigenden
                     Verteidigungsausgaben ermög­lichen bessere Beiträge. 2017 haben erstmals alle Verteidigungsminister
                     sämtliche von der Nato vor­geschlagenen Fähigkeitsziele akzeptiert.
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 Der NDPP arbeitet in 4‑Jahres-Zyklen, die fünf Schritte umfassen:

                                 
                                    	
                                       Formulierung der PG und des Ambitionsniveaus: welche Art von Operationen, welche Größe,
                                             wie lange, wie viele Operationen gleichzeitig, in welcher Entfernung von Brüssel?

                                    

                                    	
                                       Definition der Anforderungen: Welche Fähigkeiten benötigt die Nato, um das Ambitionsniveau
                                             zu erreichen?

                                    

                                    	
                                       Anforderungen und Zielvorgaben werden auf die Staaten verteilt

                                    

                                    	
                                       Unterstützung bei der Umsetzung

                                    

                                    	
                                       Überprüfung der Ergebnisse alle zwei Jahre

                                    

                                 

                                 Der Prozess endet mit dem Nato-Fähigkeitsbericht. Er zeigt, inwieweit die einzelnen
                                    Staaten ihre Ziele errei­chen oder auf dem Weg dorthin sind und inwieweit der SACEUR
                                    bestimmte, wesentliche Operationen führen könnte bzw. welche Mängel verbleiben und
                                    welches Risiko damit verbunden ist.a

                                 
                                    
                                       a Die Dokumente (Political Guidance, nationale Berichte) sind fast durchgängig eingestuft.
                                             Siehe auch Paweł Fleischer, »NATO Defence Planning Process. Implications for Defence
                                             Posture«, in: Securitologia, 21 (2015) 1, S. 103–114.

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Doch so positiv diese Nachricht ist, sollte sie dennoch mit Vorsicht behandelt werden.
                     Sie ist in erster Linie ein politisches Signal für den Fortschritt, nicht zuletzt
                     Richtung USA, dessen militärische Bedeutung noch zu bewerten bleibt. Die 100‑Prozent-Rate
                     konnte auch deshalb erreicht werden, weil die Fristen ver­längert wurden, bis zu denen
                     die Staaten wesentliche Beiträge bereitstellen wollen. Bislang wurden zwar einige
                     Fähigkeitslücken geschlossen, aber die Liste der Probleme bleibt lang. Erst der Fähigkeitsbericht
                     im Juni 2020 wird zeigen, ob und inwieweit die Nato-Vorgaben in nationale Pläne integriert
                     und mit kon­kreten Ressourcen unterlegt worden sind. Im Falle Deutschlands ist jetzt
                     schon absehbar, dass das Ergeb­nis wohl kritisch ausfallen wird.
                  

                  Weitgehend unbestritten sind indessen die Fortschritte, die die Staaten bei der Umsetzung
                     der Fähig­keits­ziele gemacht haben. Dies liegt auch am Druck der USA, die auf dem
                     bereits seit längerem vereinbarten, bis dato aber nicht eingehaltenen Kriterium bestehen,
                     dass sie maximal 50 Prozent an Fähigkeiten stellen. Die Zahl der Bereiche, in denen
                     dieser Wert überschritten wird, sollte daher in den kommenden Jahren sinken, vorausgesetzt die Europäer und Kana­da erfüllen die Vorgaben.
                  

                  Gleichzeitig ist klar, dass aktuelle Fähigkeits­lücken, etwa bei einsatzfähigen mechanisierten
                     Groß­verbänden, moderner Ausrüstung und Munition, nur langfristig beseitigt werden
                     können. Zudem bestehen weiterhin viele Abhängigkeiten von den USA, zum Beispiel hinsichtlich
                     Nuklearwaffen und Aufklärung. In Anbetracht des Zeit- und Geldaufwandes ist eine schnelle
                     Lösung nicht in Sicht: Der (Wieder-)Aufbau von Fähigkeiten dauert oft mehrere Jahrzehnte.
                  

                  Die Nato bietet mit dem NDPP Orientierung und kann die Zusammenarbeit unterstützen.
                     Letztlich bleibt es jedoch eine nationale Entscheidung, die Mittel bereitzustellen,
                     die notwendig sind, um natio­nale und Nato-Ziele zu erreichen und die materielle Vor­aussetzung
                     für die Handlungsfähigkeit des Bünd­nisses zu schaffen. Die Staaten sind die maßgeblichen
                     Akteure.
                  

                  
                     Die Rolle Deutschlands

                     Deutschland hat im letzten NDPP alle Planungsziele akzeptiert. Es hat sich unter anderem
                        verpflichtet, drei Divisionen Landstreitkräfte einschließlich einer umfassenden See-
                        und Luftkomponente bereitzustellen. Allerdings haben sich die Fristen verlängert (Ziel­marke
                        ist 2031), was der Bundesregierung die Annah­me der Ziele sicherlich erleichtert hat.
                     

                     Bündnisverteidigung ist damit eine vorrangige Aufgabe der Bundeswehr. Dies unterstreichen
                        die aktuellen Grundlagendokumente: Das Weißbuch 2016 hat den politischen Rahmen vorgegeben.
                        Die Konzeption der Bundeswehr von 201875 und das (eingestufte) Fähigkeitsprofil der Bundeswehr 201876 brechen diese Vorgaben planerisch für die Fähigkeiten der Bundeswehr herunter. Sie
                        beschreiben auf einem Zeitstrahl bis 2031, wie die Bundeswehr künftig aus­gerüstet
                        sein muss, um Bündnisverteidigung und Krisenmanagement durchführen zu können.
                     

                     Die Bundesregierung orientiert diese Planungen an den Nato-Planungszielen und setzt
                        (im Unterschied zu Frankreich und Großbritannien) bei der Umsetzung auf Multinationalität,
                        also Kooperationen mit Nato-Partnern. Die meisten Ziele erfordern mehr und neues Material
                        für die Bundeswehr. Teilweise sollen aufgegebene Fähigkeiten wieder aufgebaut werden.77 Dies setzt eine verlässliche Finanzierung und effizientes Wirtschaften voraus.
                     

                  

                  
                     Innovationsfähigkeit

                     Technologische Innovationen haben die Kriegsführung immer wieder stark beeinflusst.
                        Die Integration des neuen Technologiespektrums führt zu neuen militärischen Fähigkeiten,
                        wie unbemannten Flug­körpern, Hyperschallwaffen oder leistungsfähigen Überwachungssystemen.
                        Fortschritte bei Informations- und Kommunikationstechnologien können Waffensysteme verbessern, etwa durch schnellere und bessere Datenverarbeitung.78 Gleichzeitig werfen In­novationen, wie KI, kontroverse ethische Fragen auf.79

                     Angesichts der Veränderungen in der Technologie und im Sicherheitsumfeld müssen die
                        Nato und ihre Mitglieder in der Lage sein, an Innovationen teilzu­haben, ihre Streitkräfte
                        bestmöglich auszustatten und vor neuen Waffen zu schützen. Dies erfordert von den
                        Nato-Staaten Kooperation (innerhalb und außerhalb der Nato), da die meisten Großprojekte
                        für einen Staat allein nicht mehr finanzierbar sind. Weil viele Innovationen ihren
                        Ursprung im nichtmilitärischen Bereich haben, müsste zum Beispiel auch die (zivile)
                        Industrie stärker einbezogen werden. Die Nato versucht, Entwicklung und Anwendung
                        zu verbinden und enger mit der Industrie zusammenzuarbeiten. Die Erfahrungen sind
                        bislang mäßig. Auf Seiten der EU soll der Europäische Verteidigungsfonds solche Entwicklungen
                        ermöglichen.80 Ergebnisse stehen noch aus, würden aber aufgrund des single set of forces ebenfalls dem Bündnis nutzen und müssten dazu koordiniert werden.
                     

                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Fazit und Ausblick

               Seit 2014 hat die Allianz an Bedeutung gewonnen und einen Anpassungsprozess eingeleitet,
                  um glaub­haft ihre Aufgaben als Verteidigungsbündnis unter veränderten Rahmenbedingungen
                  wahrnehmen zu können. Dabei haben Staaten und Nato bereits Fort­schritte gemacht,
                  etwa durch die Streitkräftereform. Es besteht jedoch auch Potential für Konflikte,
                  bei­spielsweise im Verhältnis zwischen militärischer und politischer Kontrolle.
               

               Politisch und militärisch handlungsfähig bleibt die Allianz unter der Bedingung, dass
                  die Staaten in ihr ein relevantes Instrument sehen und bereit sind, poli­tisch und
                  militärisch darin zu investieren. Dann ge­lin­gen die politische Einigung, die Reform
                  der Struk­turen und die Bereitstellung der Ressourcen. Die politische Bereitschaft
                  auf nationaler Ebene bestimmt über den Erfolg der Reformen auf Nato-Ebene: Nur wenn
                  zum Beispiel die nationalen Bestandteile der VJTF einsatzbereit sind, ist es auch
                  die NRF. Die Refor­men werden also nur Erfolg zeitigen, wenn die einzel­nen Staaten
                  einen Nutzen darin sehen und sich dafür engagieren. Sie haben insofern eine Schlüsselrolle.
               

               Die Rolle der USA entwickelt sich zur einer Querschnittsherausforderung für alle drei
                  Analysefelder: politische Geschlossenheit, Prozesse und Strukturen (Governance) sowie
                  Ressourcen. So basiert die poli­tische Entscheidungsfähigkeit des Bündnisses auf der
                  europäischen und transatlantischen Geschlossenheit, die immer schwieriger zu gewährleisten
                  ist. Ausschlag­gebend für die Zukunft wird sein, ob die US-Position kohäsionsfördernd
                  oder spaltend auf die Allianz wirkt.
               

               Mit reduzierten US-Beiträgen oder gänzlich ohne sie kann die Nato ihre Kernaufgaben
                  in absehbarer Zeit nicht erfüllen.
               

               Bei den Fähigkeiten sind die USA gleichermaßen zentral. Mit reduzierten US-Beiträgen
                  oder gänzlich ohne sie kann die Nato ihre Kernaufgaben in abseh­barer Zeit nicht erfüllen,
                  weder die Verteidigung Europas noch die Unterstützung internationaler Krisenbewältigung/Stabilisierung.
                  Zwar hat ein Ver­änderungsprozess eingesetzt: Die Staaten verbessern ihre nationalen
                  Fähigkeiten und zeigen größeren Ein­satz bei der Umsetzung der Nato-Planungsziele.
                  Doch würde ein Abwenden der USA von der Nato, sei es in Form geringerer politischer
                  Führung oder reduzierter mili­tärischer Beiträge, die Allianz lähmen. Eine eigenständige
                  Handlungsfähigkeit der Europäer, ob bewusst angestrebt oder erzwungenermaßen akzep­tiert,
                  ist im Verteidigungsbereich kurzfristig nicht möglich ohne die USA und die im Rahmen
                  der Nato etablierten Verfahren und Strukturen. Das Londoner International Institute
                  for Strategic Studies (IISS) hat 2019 in einer Studie anhand von zwei fiktiven Kon­fliktszenarien
                  gezeigt, dass die europäischen Nato-Staaten ohne oder mit geringer US-Beteiligung
                  kaum in der Lage wären, sich im Falle eines Artikel‑5-Szena­rios zu verteidigen oder
                  die für Europa essentiellen Seeverbindungslinien zu schützen.81

               Im Fall geringeren US-Engagements könnten die europäischen Staaten zwar ihre eigenen
                  Fähigkeiten langfristig verbessern, würden aber die politischen und militärischen
                  Lücken kaum schließen können, die sich ergeben würden, wenn die US-Beiträge weg­fielen.
                  Eine hypothetische europäische Handlungs­fähigkeit würde also auf anderen Prämissen
                  aufbauen müssen, anderen militärischen Fähigkeiten, einem reduzierten Ambitionsniveau und anderen politischen Führungskonstellationen als zurzeit. Dazu müssten die Europäer den europäischen Pfeiler
                  der Allianz dauerhaft massiv stärken, sowohl die politische Ent­scheidungsfähigkeit
                  und Leadership als auch die Fähig­keiten und Verteidigungsinvestitionen. Sie müss­ten
                  ferner offen sein für neue institutionelle Formate, wie kleinere Gruppen.
               

               In solch einem hypothetischen Szenario müssten die Nuklearmächte Frankreich und Großbritannien
                  den nuklearen Schirm der USA ersetzen (sofern die Rest-Allianz an nuklearer Abschreckung
                  festhalten wollte). Sie müssten die ausgefeilten Nato-Verfahren anpassen, neue entwickeln
                  oder bewusst auf eine Beteiligung der anderen Staaten verzichten. Beide Nuklearstaaten
                  würden ihre Atomwaffen bei einem Angriff auf Europa spätestens dann einsetzen, wenn
                  ihr eigenes Überleben auf dem Spiel steht. Der be­wusste Aufbau eines neuen Abschreckungssystems
                  würde von beiden Ländern große Zugeständnisse erfor­dern und zu Unsicherheit bei den
                  anderen Alliierten führen.82 Jene Staaten, die sich bislang unter dem US-Schirm befanden, würden befürchten, dass
                  ihr Schutz weniger verlässlich ist. Für die Außen­welt wäre die Unsicherheit darüber
                  größer, wann und wie Nato-Staaten reagieren. Die nukleare Abschre­ckung würde instabil
                  werden. Anstehende Entscheidungen der Alliierten, wie sie auf das Ende des INF-Vertrags
                  und neue nuklear bestückte russische Mittel­streckenraketen reagieren wollen, sind
                  hier noch nicht berücksichtigt.
               

               Kein Nato-Staat hat das Format, die USA als politische Führungsmacht zu ersetzen.

               Genauso komplex sind die politischen Heraus­forderungen. Die USA haben stets Einigungen
                  in der Nato herbeigeführt und Entwicklungen vorangetrieben. Kein Nato-Staat hat das
                  Format, die USA als politische Führungsmacht zu ersetzen. Am wahrscheinlichsten wäre
                  ein Führungstrio aus Frankreich, Deutschland und Großbritannien. Eine inhaltliche
                  Einigung wäre angesichts der unterschiedlichen Prioritäten schwierig. Und selbst solch
                  eine Einig­keit vorausgesetzt, würden sie gemeinsam kaum die gleiche Führungsstärke
                  entwickeln und von den anderen Alliierten nicht so bereitwillig akzeptiert werden
                  wie die USA. Es besteht mithin das Risiko, dass interne Konflikte zunehmen und sich
                  die euro­päischen Nato-Staaten auseinanderdividieren.
               

               Die Stärke der Allianz war immer ihre Fähigkeit, sich an neue Rahmenbedingungen anzupassen;
                  das zeigt etwa die Entscheidung für Out-of-Area-Mis­sionen nach dem Ende des Kalten
                  Krieges. Diese An­passungsfähigkeit hat sie seit 2014 wieder unter Beweis gestellt.
                  Entscheidend wird sein, wie die Alliierten die aktuelle Herausforderung des trans­atlan­tischen
                  Auseinanderdriftens und der inner­europäischen Fragmentierung meistern angesichts
                  neuer externer Bedrohungen.
               

               

            

         

      

   
      
         
            Ausblick und Empfehlungen

            Die größten Herausforderungen für die zukünftige Handlungsfähigkeit der Nato resultieren
               aus man­gelnder politischer Geschlossenheit und fehlenden Ressourcen. Dies kann dazu
               führen, dass die Staaten die Nato als weniger relevant ansehen und weniger in sie
               investieren. Noch finden die meisten Konflikte auf rhetorischer Ebene statt, während
               die Arbeits­ebene vieles abfedert. Ob das auch langfristig so bleiben wird, ist unsicher.
               Der Schlüsselfaktor sind hier die USA: Derzeit sind sie sowohl für die politische
               Geschlossenheit als auch für die militärische Handlungsfähigkeit entscheidend. Sollten
               die USA sich politisch und militärisch weniger in der Nato engagieren, wären die europäischen
               Nato-Staaten und Kanada auf absehbare Zeit (circa 10 bis 15 Jahre) nicht in der Lage,
               allein diejenigen Aufgaben auszuführen, die sie auf den Gipfeltreffen in Wales 2014,
               Warschau 2016 und Brüssel 2018 beschlossen haben.
            

            US-Präsident Trump hat wiederholt gedroht, das Engagement der USA für die Nato zu
               reduzieren, an Bedingungen zu knüpfen oder durch bilaterale Bezie­hungen zu ersetzen,
               sofern die Europäer keine grö­ßeren Lasten im Bündnis übernehmen. Außerdem setzen
               die USA zunehmend andere politische und strategische Prioritäten. Deshalb müssen sich
               die europäischen Alliierten ernsthaft mit einer Zukunfts­version der Nato und der
               europäischen Verteidigung auseinandersetzen, an der die USA in geringerem Maße beteiligt
               sind. Zudem formulieren viele euro­päische Alliierte den intrinsischen europäischen
               Anspruch, dass Europa fähig sein sollte, selbst eine größere internationale Rolle
               zu spielen.
            

            Die europäische Reaktion kann zwei Richtungen einschlagen. Erstens können die europäischen
               Alli­ierten hoffen, dass die USA ihre Ankündigungen nicht wahrmachen und dass es wieder
               mehr gemein­same Ziele gibt. Zweitens können die Europäer ihre mili­tärischen Beiträge substantiell erhöhen und in stra­tegischen Fragen auf die USA zugehen. Der
               Nut­zen gestärkter europäischer Fähigkeiten wäre ein doppelter: Die generelle Handlungsfähigkeit
               der Euro­päer (über die Nato hinaus) würde davon profitieren, etwa für Engagements
               im Rahmen der EU, der Ver­einten Nationen oder in Koalitionen der Willigen. Außerdem
               könnte ein solches europäisches militä­risches Engagement das Interesse der USA an
               den Europäern als wertvollen Partnern steigern und Washington motivieren, in der Allianz
               und in Europa engagiert zu bleiben. Ein größeres Interesse der Euro­päer an US-Prioritäten,
               vor allem an China, könnte dazu ebenfalls beitragen, zumal sich auch Europa zunehmend
               mit China auseinandersetzen muss, in politischen, wirtschaftlichen und strategischen
               Fra­gen. Sollten sich die USA zunehmend aus der Nato und aus Europas Sicherheit verabschieden
               und die europäischen Alliierten mehr auf sich gestellt sein, hätten diese mit ihren
               verbesserten Fähigkeiten die Voraussetzung für eine größere eigenständige Hand­lungsfähigkeit
               geschaffen.
            

            Die europäischen Nato-Staaten müssen langfristig entscheiden, ob sie die Nato (unabhängig
               von den USA) als zentralen Rahmen für ihre Verteidigungs­politik aufrechterhalten
               oder ob sie sich künftig lieber in einem anderen Rahmen, wie der EU, oder auf multi-/bilateraler
               Basis engagieren wollen. Wenn eine Abkehr vom Handlungsrahmen Nato und eine Hinwendung
               zu anderen Formaten mit einem grö­ßeren politischen und materiellen Einsatz einher­ginge,
               wäre dies zu begrüßen. Jedoch scheint ein solch substantiell größeres verteidigungspolitisches
               Engagement, das über das Engagement der letzten Jahre hinausgeht, derzeit unwahrscheinlich.
            

            Es ist daher aus mehreren Gründen empfehlenswert, die Nato auf absehbare Zeit als
               zentrales Ele­ment der transatlantischen Architektur und als Schlüs­selakteur für
               Bündnisverteidigung zu stärken:
            

            
               	
                  Trotz zahlreicher Unterschiede herrscht innerhalb der Allianz breite Übereinkunft
                     über die grund­legenden Ziele des Bündnisses und die Notwendigkeit der Nato-Aufgaben.
                     Ungeachtet politischer Friktionen funktioniert die praktische Zusammenarbeit weitgehend.
                     Davon zeugen die substantiellen Entscheidungen, die trotz des politischen Streits
                     auf dem Gipfel 2018 getroffen worden sind.
                  

               

               	
                  Kurz- und mittelfristig gibt es keine Alternative zur Nato, die deren militärische
                     Aufgaben übernehmen könnte und über den militärischen Sachverstand sowie über etablierte
                     Verfahren, Strukturen und Prozesse verfügt. Selbst mit größter Anstrengung könnte
                     die EU eine solche Rolle nur langfristig und teilweise ausfüllen. Bislang hat sie
                     auch keinerlei derartige Ambitionen gezeigt.83 Einige Aufgaben, wie die nukleare Abschreckung, werden unter jetzigen Bedingungen
                     in der EU aufgrund unterschiedlicher Positionen kaum zu erfüllen sein. Selbst mit
                     reduzierter US-Beteiligung bietet die Nato einen besseren Rahmen als andere Organisationen,
                     um kollektive Verteidigung zu organi­sieren.
                  

               

               	
                  Die politischen Funktionen der Nato lassen sich nicht einfach ersetzen, etwa ihre
                     politischen Brückenfunktionen zur Einbindung der Türkei, Kanadas, Norwegens und perspektivisch
                     Groß­britan­niens.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Drei Entwicklungsszenarien für die Nato

               Will die Bundesregierung die Handlungsfähigkeit der Nato stärken, bieten sich mehrere
                  Initiativen an. Als Erstes sollte ein Bewusstsein dafür geschaffen werden, welche
                  Entwicklungen unter den derzeitigen poli­tischen Rahmenbedingungen möglich sind. Drei
                  Szenarien sind vorstellbar, wenn man die Faktoren politische Geschlossenheit, Governance
                  und Ressourcen beachtet.
               

               
                  Option 1: Status quo Plus

                  In diesem Szenario bleibt das politische Bekenntnis der Staaten zur Nato stark. Es
                     gibt aber weiterhin eine Diskrepanz zwischen der öffentlich bekundeten Bedeu­tung
                     der Allianz einerseits und der geringen Bereitschaft andererseits, dieses Bekenntnis
                     politisch und materiell zu unterfüttern. Die Staaten heben zwar langsam ihre Verteidigungsausgaben
                     an und füllen die Fähigkeitslücken. Doch die großen Unter­schiede zwischen den Ländern
                     bestehen nach wie vor. Die Konflikte mit den USA setzen sich fort, bleiben jedoch
                     auf politischer Ebene; die Arbeitsebene hin­gegen funk­tioniert weitgehend effizient
                     und bringt die Trans­formation der Allianz voran. Die, obgleich lang­same, Steigerung
                     der Verteidigungshaushalte lässt den US-Präsidenten einlenken, da er sie als persön­lichen
                     Erfolg verbucht.
                  

                  Die Staaten stoßen schrittweise Verbesserungen an, etwa bei den Entscheidungsverfahren.
                     Die be­schrie­benen Grenzen der Handlungsfähigkeit bleiben zum größten Teil erhalten.
                  

               

               
                  Option 2: Reduzierung der US-Rolle, Verfall der Nato, europäische Spaltung

                  Die USA entschließen sich, ihre politische und mili­tärische Rolle in der Nato zu
                     reduzieren. Einige Staaten, vor allem aus Mittel- und Osteuropa, setzen daraufhin
                     auf bilaterale Beziehungen zu den USA als »Lebensversicherung« und schränken ihre
                     Nato-Bei­träge ein. Es entsteht eine Art Koalition der Willigen unter US-Führung außerhalb
                     der Nato.
                  

                  Andere europäische Staaten versuchen infolge­dessen, unter dem Leitmotiv »strategische
                     Autonomie« die militärische Handlungsfähigkeit der EU aus­zubauen. Unter Führung Frankreichs
                     und Deutschlands stärken sie die militärischen und politischen Strukturen der EU und
                     überführen Funktionen der Nato in die EU. Die nukleare Abschreckung sichern Frankreich
                     und Großbritannien über ein separates Format außerhalb der EU ab, weil es in der EU
                     allzu große Meinungsverschiedenheiten gibt. Die Entscheidungs­kompetenz bleibt national,
                     Großbritannien und Frankreich binden jedoch ausgewählte Staaten, wie zum Beispiel
                     Deutschland, in ihre Planungen ein.
                  

                  Politisch setzen die europäischen Staaten auf ein Kerneuropa der politisch und militärisch
                     engagierten Staaten. Durch Fortschritte in Teilformaten steigern sie ihre Einsatzfähigkeit
                     und treiben die politische Integration voran.
                  

                  Die Nato verliert an Bedeutung, da die politischen Entscheidungen in anderen Formaten
                     getroffen wer­den (in der neuen Kern-EU und den US-geführten Koali­tionen der Willigen).
                  

                  Die Sicherheitssituation hat sich in Europa damit verschlechtert: Die Handlungsunfähigkeit
                     der Nato verstehen Europas Feinde als »permissiveness«. Im Konfliktfall gelingt es
                     den Europäern kaum, ihr Handeln zu koordinieren, teilweise hemmen sie sich gegenseitig.
                     Als Folge dieser Unfähigkeit, Absprachen zu treffen, finden sich alle in einer schwierigeren
                     Situation wieder.
                  

               

               
                  Option 3: Reduzierung der US-Rolle, Europäisierung der Nato

                  Die USA entschließen sich, ihre politische und mili­tärische Rolle in der Nato zu
                     reduzieren. Trotz großer politischer Differenzen gelingt es den europäischen Staaten,
                     in der Nato weiter zusammenzuarbeiten.
                  

                  Politisch übernehmen Frankreich, Deutschland und Großbritannien die Führung. Die mittel-
                     und ost­europäischen Staaten fügen sich dem nur widerwillig, erkennen aber an, dass
                     eine ausschließliche Fokussierung auf bilaterale Beziehungen mit den USA zu un­sicher
                     wäre und auf Kosten der Beziehungen zu ihren europäischen Nachbarn (auch in der EU) ginge.

                  Militärisch legen die europäischen Staaten ein neues, deutlich geringeres Ambitionsniveau
                     fest, das auf europäischen Beiträgen mit einem Opt-In-Prinzip für die USA basiert:
                     Die Europäer müssen in der Lage sein, die Leistungen selbst zu erbringen, die für
                     das Erreichen des Ambitionsniveaus nötig sind. Aller­dings sind die USA an Planungen
                     und Beschlüssen beteiligt und könnten jederzeit entscheiden, selbst dazu beizutragen.
                  

                  Frankreich und Großbritannien übernehmen die nukleare Abschreckung, gewähren aber
                     weniger Betei­ligung. Wegen des starken Engagements der Osteuropäer in der Nato verlieren
                     die EU-Entwick­lungen an Dynamik.
                  

                  Zwei Entwicklungen in den genannten Szenarien sind am wahrscheinlichsten: eine langsame
                     Verbesserung des Status quo und der allmähliche Rückzug der USA aus der Nato. Sollten
                     die USA tatsächlich ihr Engage­ment in der Nato reduzieren, bleibt abzuwarten, ob
                     es den Europäern gelingt, weiterhin in dem Bündnis zusammenzuarbeiten, oder ob sie
                     sich – zerstritten – auf verschiedene Formate aufteilen: die EU, Koalitionen der Willigen,
                     bilaterale Formate mit den USA. Denkbar wäre auch eine Kombination der drei Formate.
                     Von einem solchen Moment der Schwäche oder Neuaufstellung würden jedoch vor allem
                     Euro­pas Feinde profitieren.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Handlungsempfehlungen

               Die folgenden Empfehlungen für die Bundesregierung konzentrieren sich auf die drei
                  zuvor analysierten Bereiche politische Geschlossenheit, Governance und Ressourcen.
                  Sie zielen auf einen Doppelansatz: 1) durch bessere militärische Beiträge und stärkeres
                  politisches Eingehen auf US-Prioritäten die trans­atlantischen Beziehungen zu festigen
                  mit dem Ziel, weiterhin eng mit den USA in europäischen und inter­nationalen Verteidigungsbelangen
                  zusammen­zuarbeiten; 2) die Grundlage zu schaffen, um notfalls auch ohne die USA handlungsfähig
                  zu sein.
               

               Ziel ist aber nicht die Verdrängung der USA, son­dern eine Stabilisierung der transatlantischen
                  Bezie­hungen. Der Fokus liegt auf Vorschlägen, die sich unter den aktuellen Bedingungen
                  umsetzen lassen.
               

               
                  Politische Geschlossenheit

                  Politische Geschlossenheit fördern: Die Bundes­regierung sollte wie bisher als Anwalt der kleineren Nato-Staaten fungieren.
                     Das betrifft insbesondere Länder wie Polen und die baltischen Staaten, die den USA
                     mehr vertrauen als dem Bündnis und die an der Verlässlichkeit anderer Alliierter zweifeln.
                     Ein stär­keres militärisches Engagement, beispielsweise sub­stantielle deutsche Beiträge
                     zur Umsetzung der NATO Readiness Initiative, kann Zweifel entkräften. Regel­mäßige
                     offizielle und informelle Nato-, bi- und multi­nationale Dialogformate können helfen,
                     die politischen Beweggründe und Prioritäten der Partner bes­ser zu verstehen, auch
                     wenn sie nicht geteilt werden. Mehr Vertrauen dieser Länder in die Nato als Ganzes
                     und in andere Alliierte könnte dazu beitragen, Frag­mentierungen zu vermeiden – die
                     Allianz wäre hand­lungsfähiger und glaubwürdiger.
                  

                  Viele Alliierte nehmen Deutschland als politisch und militärisch einflussreichen Staat
                     wahr und richten große Erwartungen an Berlin. Gleichzeitig entstehen immer wieder
                     Missverständnisse darüber, was Deutschland kann, will und tut. Der regelmäßige Austausch
                     mit Alliierten und das Erklären der eige­nen Ziele und nationalen Besonderheiten können
                     helfen, Missverständnisse zu vermeiden und eine bes­sere Basis für gemeinsames Handeln
                     zu schaffen.
                  

                  Abstimmung EU–Nato: Eine Stärkung der sicherheits­politischen und militärischen Handlungsfähigkeit der
                     EU muss nicht auf Kosten der Nato gehen. Im Gegenteil: Wenn die EU über ihre neuen
                     Instrumente zum Beispiel das Innovationsvermögen und die Be­reit­stellung von Fähigkeiten
                     ihrer Mitglieder ver­bessern kann, profitiert das gesamte single set of forces in Europa. In anderen Bereichen, etwa der militärischen Mobilität, bieten EU-Projekte
                     der Nato erst die Möglichkeit, ihre Aufgabe in vollem Umfang wahr­zunehmen. Die Bundesregierung
                     sollte daher die EU-Entwicklungen unter­stützen. Dabei muss sie darauf achten, dass
                     EU- und Nato-Prozesse aufeinander ab­gestimmt sind (z.B. der EU Capability Development
                     Plan [CDP] und der NATO Defense Planning Process [NDPP]) und dass die im EU-Verteidigungsfonds
                     ver­einbarten Projekte Nato-Zielen entsprechen. Sie sollte den USA den Mehrwert der
                     EU-Initiativen ver­deut­lichen und Vorwürfen entgegenwirken, dass sie un­fairen Wettbewerb
                     betreibt.
                  

                  Transatlantische Beziehungen und europäische Souveränität: Die europäischen Alliierten sollten angesichts der strukturellen Probleme den Austausch
                     mit den USA intensivieren und versuchen, ein ge­meinsames Verständnis für drängende
                     Verteidigungsfragen zu finden. Größere europäische Beiträge und das Einhalten der
                     gemeinsamen Ziele, also eine aus­geglichene Lastenteilung, würden diesen Ansatz unterstützen.
                     Gemeinsame Themen sollten über die europäische Verteidigung hinausgehen. Ein Fokus
                     sollte der zukünftige Umgang mit China und die Rolle Europas dabei sein.
                  

                  Weiterhin sollten die Europäer vermehrt in die eigene politische und militärische
                     Handlungsfähigkeit investieren, um im Falle fortgesetzter US-Re­orientierung und politischer
                     Entfremdung eigen­ständiger handeln zu können. Die Herausforderung besteht darin,
                     die Handlungsfähigkeit der euro­päischen Staaten zu stärken, ohne die politischen,
                     militärischen und industriellen Beziehungen zu den USA aufs Spiel zu setzen. Deutschlands
                     Part könnte darin liegen, den konstruierten Widerspruch »Nato oder EU« zu überwinden.
                     Dazu könnte es das Eigen­interesse der Europäer an einer Verbesserung der eigenen
                     Fähigkeiten und an der Mitentscheidung über Europas Sicherheitspolitik herausarbeiten.
                  

                  Politisch lassen sich die USA als zentrale und an­erkannte Führungsmacht nicht ersetzen.
                     Sollten sie sich jedoch selbst aus dieser Rolle verabschieden und gälte es eine Führungsvakanz
                     zu füllen, wäre, trotz Brexit, ein europäisches Führungstrio aus London, Berlin, Paris
                     die wahrscheinlichste Option. Berlin sollte ein solches Szenario informell mit seinen
                     Part­nern vorbereiten. Dazu gehört Offenheit für neue institutionelle Formate neben
                     EU und Nato.
                  

               

               
                  Governance

                  Wahrung der politischen Kontrolle bei pragma­tischer Adjustierung: Die Bundesregierung sollte weiterhin auf der engen politischen Kontrolle der militärischen
                     Befehlshaber insistieren. Um die Hand­lungsfähigkeit auch in Krisen zu gewährleisten,
                     sollte sie über weitere Bereiche für Präautorisierung bera­ten, damit der SACEUR unter
                     klaren Vorgaben in Krisensituationen schnell reagieren kann.
                  

                  Solche Vorratsbeschlüsse müssen klar als Notfall definiert sein und nachträglich legitimiert
                     werden. Vorstellbar wäre, dass ein militärischer Angriff auf einen oder mehrere Nato-Staaten
                     mit einem Angriff auf die Stromversorgung oder Digitalstruktur in ande­ren Nato-Staaten
                     gekoppelt wird und so die politische Entscheidungsfähigkeit in den Nato-Hauptstädten
                     lahmlegt. Eine Art Vorratsbeschluss würde dem SACEUR erlauben, zu reagieren, ihn aber
                     zu einer nachträglichen Genehmigung verpflichten. Es wäre ein pragmatischer Kompromiss,
                     der politische Kon­trolle und militärische Schnelligkeit verbindet.
                  

                  Die Bundesregierung sollte daher die Arbeiten in der Nato unterstützen. Das gilt insbesondere
                     für das Konzept zur Abschreckung und Verteidigung der Euro­atlantischen Region, die
                     darauf aufbauenden detaillierten Vorausplanungen für bestimmte expo­nierte Regionen und die Definition von Meilen­steinen, wann welche Entscheidungen auf politischer Ebene zu treffen sind, damit die Nato
                     militärisch in allen denkbaren Lagen rasch und effektiv handeln kann.
                  

                  Den umfassenden Charakter von Verteidigung vermitteln: Sicherheit und Verteidigung ist mehr als nur die Sicherung territorialer Unversehrtheit.
                     Nato-Staaten sind nicht nur militärisch verwundbar; ihre Gesellschaften können genauso
                     von innen destabilisiert werden: Durch Cyberattacken und Fake News lassen sich politische
                     Entscheidungszentren blockieren oder technische Grundlagen angreifen, zum Bei­spiel
                     die Stromversorgung. Schutzmaßnahmen sind einzuleiten, bevor es zu Aggressionen auch
                     unterhalb der militärischen Angriffsschwelle kommt. Risiko­vorsorge ist folglich eine
                     zentrale Aufgabe. Unter dem Leitmotiv »Resilienz« muss die Belastbarkeit und Fähigkeit
                     zur Wiederherstellung dieser Strukturen ver­bessert werden. Dafür sind die Staaten
                     und die EU mit ihrem breiten Instrumentarium ungleich bes­ser ausgestattet als die
                     Nato. Umso notwendiger ist es, die Zusammenarbeit zwischen staatlicher und pri­vater,
                     nationaler und internationaler Ebene (EU, Nato) und die Koordination zwischen EU und
                     Nato weiter zu intensivieren und die mehr als 70 Kooperations­projekte von 2016 und
                     2018 zügig umzusetzen. Aber auch innerstaatlich kommt dem Zusammenspiel zwischen den
                     verschiedenen Ebenen (lokal, Land, föderal) und Akteuren (zivil, militärisch) größere
                     Bedeutung zu; sie sollte stärker beübt werden.
                  

               

               
                  Ressourcen

                  Verlässliche, planerisch abgebildete Finanz­zusagen: Die Bundesregierung sollte das Ziel, die Verteidigungsausgaben bis 2025 auf 1,5 Prozent
                     des BIP anzuheben, durch eine nachvollziehbare Finanz­planung hinterlegen, aber gleichzeitig
                     an dem Vor­haben festhalten, das 2‑Prozent-Ziel zu erreichen. Dies schafft Verlässlichkeit
                     sowohl nach innen wie nach außen, für die Bundeswehr und für Partner.
                  

                  Einlösung der Zusagen: Die europäischen Alliierten sollten mehr dafür tun, die bekannten Lücken zu stopfen,
                     zum Beispiel Transportfähigkeit und Mobili­tät, Aufklärung und Informationsverarbeitung.
                     An­strebenswert ist nicht nur die Erfüllung der NDPP-Zielvorgaben, sondern auch eine
                     Ausrichtung der nationalen Projekte an Nato-Zielen. Die europäischen Alliierten (plus
                     Kanada) sollten sich des Weiteren besser auf Einsätze ohne bzw. mit nur geringer US-Führung
                     und ‑Unterstützung vorbereiten. Grundlage dafür wäre eine Bestandsaufnahme der Nato-Pläne
                     und ‑Ambitionen, um festzustellen, was die Europäer allein oder mit geringer US-Unterstützung
                     durchführen können. Ansätze gibt es bereits, etwa die IISS-Studie vom April 2019.
                     Die Festlegung eines euro­päischen Ambitionsniveaus im Rahmen des nächsten NDPP-Zyklus
                     wäre eine Möglichkeit, europäische Ant­worten zu organisieren.
                  

                  Die Bundesregierung hat sich im Fähigkeitsprofil der Bundeswehr langfristig zum Wiederaufbau
                     mecha­nisierter Kapazitäten verpflichtet. Ein Abweichen von dieser Zusage würde nicht
                     nur die Bereitstellung von Fähigkeiten in Frage stellen, sondern auch Deutschlands
                     Verlässlichkeit. Die Bundes­republik riskiert, die Handlungsfähigkeit der Partner
                     einzuschränken, die sich planerisch teils eng an ihr orientiert haben. Daher sollte
                     sie die Umsetzung zügig vorantreiben.
                  

                  Innovation und Weiterentwicklung sichern: Um zukünftige Handlungsfähigkeit zu sichern, sollten die Nato-Staaten mehr in die
                     Forschung, Regulierung und den Informationsaustausch in den Bereichen Cyber­instrumente,
                     Space und künstliche Intelligenz inves­tieren und die Fähigkeiten der Nato auf diesem
                     Gebiet stärken. Eine Möglichkeit sind gemeinsame Projekte über den EU-Verteidigungsfonds.
                  

                  Die nukleare Dimension besser erklären: Die nu­kleare Dimension der Abschreckung ist aufgrund potentieller Folgen innenpolitisch
                     hochumstritten. Gleichzeitig macht das Ende des INF-Vertrages Nukle­arwaffen wieder
                     zu einem zentralen Thema in der Allianz. Die Nato muss entscheiden, wie sie ihre Mit­glieder
                     gegen nuklear bestückte russische Mittel­streckenraketen schützen will. Das birgt
                     Potential für Konflikte und Spaltungen.
                  

                  Für die Bundesregierung, die traditionell den Fokus auf Rüstungskontrolle, Abrüstung
                     und Nichtverbreitung legt, ist diese Debatte besonders schwierig. Eine bessere Aufklärung
                     darüber ist nötig, welchen Beitrag Nuklearwaffen zu Europas Sicherheit und Verteidigung
                     leisten, welche Rolle Deutschland in Zukunft bei der nuklearen Teilhabe übernehmen
                     sollte und wie sich das verbindet mit dem Engagement für Nichtverbreitung, Abrüstung
                     und Rüstungskontrolle. Auch die Folgen eines Ausscherens aus dem Nato-Nuklearkonsens
                     müssen analysiert werden.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            Abkürzungen

            
               
                  
                     
                        	
                           AI

                        
                        	
                           Artificial Intelligence

                        
                     

                     
                        	
                           AU

                        
                        	
                           Afrikanische Union

                        
                     

                     
                        	
                           AWACS

                        
                        	
                           Airborne Early Warning and Control System

                        
                     

                     
                        	
                           BIP

                        
                        	
                           Bruttoinlandsprodukt

                        
                     

                     
                        	
                           BMVg

                        
                        	
                           Bundesministerium der Verteidigung

                        
                     

                     
                        	
                           CARD

                        
                        	
                           Coordinated Annual Review on Defence

                        
                     

                     
                        	
                           CDP

                        
                        	
                           Capability Development Plan

                        
                     

                     
                        	
                           CNN

                        
                        	
                           Cable News Network

                        
                     

                     
                        	
                           CSIS

                        
                        	
                           Center for Strategic and International Studies (Washington, D.C.)

                        
                     

                     
                        	
                           DDPR

                        
                        	
                           Deterrence and Defence Posture Review

                        
                     

                     
                        	
                           DGAP

                        
                        	
                           Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik

                        
                     

                     
                        	
                           DIP

                        
                        	
                           Defence Investment Pledge

                        
                     

                     
                        	
                           ECFR

                        
                        	
                           European Council on Foreign Relations

                        
                     

                     
                        	
                           EDI

                        
                        	
                           European Deterrence Initiative

                        
                     

                     
                        	
                           eFP

                        
                        	
                           enhanced Forward Presence

                        
                     

                     
                        	
                           EU

                        
                        	
                           Europäische Union

                        
                     

                     
                        	
                           EUGS

                        
                        	
                           EU Global Strategy

                        
                     

                     
                        	
                           EUISS

                        
                        	
                           European Union Institute for Security Studies (Paris)

                        
                     

                     
                        	
                           EVF

                        
                        	
                           Europäischer Verteidigungsfonds

                        
                     

                     
                        	
                           FIIA

                        
                        	
                           Finnish Institute of International Affairs (Helsinki)

                        
                     

                     
                        	
                           FPRI

                        
                        	
                           Foreign Policy Research Institute (Philadelphia)

                        
                     

                     
                        	
                           FY

                        
                        	
                           Fiscal Year

                        
                     

                     
                        	
                           G7

                        
                        	
                           Gruppe der Sieben

                        
                     

                     
                        	
                           GRP

                        
                        	
                           Graduated Response Plan

                        
                     

                     
                        	
                           HQ

                        
                        	
                           Headquarter

                        
                     

                     
                        	
                           ICDS

                        
                        	
                           International Centre for Defence and Security (Tallinn)

                        
                     

                     
                        	
                           IISS
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